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Diese Chronik ist meiner Frau Angelika gewidmet, die leider viel zu früh von uns gehen muß-
te. 
 
 
Anstatt eines Vorwortes 
 

Wahrheit gibt kurzen Bescheid, Lüge hält lange Reden. 
Sprichwort aus Deutschland 

Nach dem Zweiten Weltkrieg übernahmen viele deutsche Historiker im Rahmen der soge-
nannten "Reeducation" ("Umerziehung") zwangsläufig die vorgegebenen subjektiven Aussa-
gen und verzerrten historischen Wertungen der alliierten Siegermächte. Die deutsche Ge-
schichtsschreibung wurde dementsprechend einseitig dargestellt und wichtige historische Fak-
ten blendete man nicht selten kurzerhand aus, um den politischen Vorgaben der Sieger zu ent-
sprechen.  
Glücklicherweise gab es zu allen Zeiten mutige, gerechte und wahrheitsliebende Geschichts-
schreiber, Historiker, Journalisten, Schriftsteller und andere Zeitzeugen, die sich um eine voll-
ständige, wahrheitsgetreue Geschichtsschreibung bemühten, so daß die "Geschichte der Be-
siegten" zwar vorübergehend verschwiegen, aber letzten Endes nicht ausgelöscht werden 
konnte.  
Im Gegensatz zu der heute besonders ausgeprägten einseitigen politischen Geschichtsschrei-
bung der Sieger berichtet diese Chronik auch aus der Sichtweise der Verlierer, denn wenn 
man nicht alle Positionen objektiv und angemessen berücksichtigt, sondern wichtige histori-
sche Zusammenhänge und unbequeme Tatsachen bewußt verschweigt oder unterschlägt, wer-
den geschichtliche Ereignisse manipuliert und zwangsläufig unkorrekt dargestellt. 
 

Man kann einen Teil des Volkes die ganze Zeit täuschen, und das ganze Volk einen Teil der 
Zeit. Aber man kann das gesamte Volk nicht die ganze Zeit täuschen. 
Abraham Lincoln (1809-1865, nordamerikanischer Politiker) 

Die fortlaufende Aufzeichnung beschränkt sich auf die Erläuterung von wesentlichen histori-
schen Fakten und Problemen der entsprechenden Perioden. Die Schwerpunkte dieser Chronik 
bilden die deutsche Geschichte und die Geschichte der jeweils beteiligten Staaten. 
Um die Lebensverhältnisse der Menschen und den Zeitgeist der jeweiligen Phasen realistisch 
darzustellen, werden die Ereignisse durch eine Vielzahl von Zeitzeugenberichten, Berichten 
von Historikern sowie sonstigen Publikationen erläutert.  
Die politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Daten, Publikationen und Zeitzeugenberichte 
sind systematisch nach Regionen bzw. Ländern und gegebenenfalls nach historischen Ereig-
nissen unterteilt.  
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Die Jahre 1957 bis 1990 wurden hauptsächlich durch folgende Ereignisse geprägt:  
01.01.1957: Am 1. Januar 1957 wird das Saarland gemäß "Luxemburger Abkommen" das 10. 
Bundesland der Bundesrepublik Deutschland. 
31.01.1957: Bundesaußenminister von Brentano erklärt während der Regierungserklärung 
vom 31. Januar 1957 (x155/101): >>... Nur eine gesamtdeutsche Regierung und eine vom 
ganzen Volk gewählte Volksvertretung sind legitimiert, diese Entscheidung über die künftigen 
deutschen Ostgrenzen zu treffen.  
Die Bundesregierung hält daran fest, daß für den völkerrechtlichen Gebietsstand Deutschlands 
die Grenzen des Deutschen Reiches am 31. Dezember 1937 maßgeblich sind, und daß das 
deutsche Volk die Oder-Neiße-Linie nicht als gegenwärtige oder künftige Grenze Deutsch-
lands akzeptieren kann. ...<< 
25.03.1957: In Rom werden am 25. März 1957 die zeitlich unbegrenzten Verträge über die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ("EWG") und die Europäische Atomgemeinschaft 
("EURATOM") unterzeichnet. Die "Römischen Verträge" treten am 1.01.1958 in Kraft.  
Innerhalb von 12 Jahren sollen in den 6 Gründerstaaten der EWG (Frankreich, Deutschland, 
Italien, Belgien, Holland und Luxemburg) die Binnenzölle und Handelsschranken abgebaut 
und ein gemeinsamer Markt mit einheitlichen Außenzöllen entstehen, um eine gemeinsame 
Wirtschaftpolitik, eine Zollunion, eine harmonische Entwicklung der Gemeinschaft, Wach-
stum und Wohlstand sowie die Angleichung des Lebensstandards in den Mitgliedstaaten zu 
realisieren. 
Zu den Aufgaben der EURATOM (Europäische Atomgemeinschaft) zählen: Förderung, Ko-
ordinierung und Kontrolle der Forschung, Nutzung und Entsorgung im Kernenergiebereich. 
16.05.1957: Vor dem nordamerikanischen Repräsentantenhaus erklärt der US-Abgeordnete 
Carroll Reece am 16. Mai 1957, daß Vorgänge bei der Vertreibung der Ostdeutschen als Völ-
kermord eingestuft werden müssen (x028/230, x150/44): >>Während die UN-Konvention 
über Verhinderung und Bestrafung von Völkermord die Umsiedlung einer Bevölkerung nicht 
als Form des Völkermords erfaßt, würden dennoch Umsiedlungen, die zu Vertreibungen füh-
ren und mit dem Tod von Millionen enden, in die Kategorie des Völkermords fallen. ...<< 
>>... Die Vertreibung war ein Unrecht, eine schwere Verletzung der Regeln des Völkerrechts, 
der Gesetze der Humanität, der Prinzipien der internationalen Moral.<< 
21.09.1957: Während der Fahrt von Buenos Aires nach Hamburg gerät das 1905 gebaute Se-
gelschulschiff "Pamir" am 21. September 1957 südwestlich der Azoren in einen schweren 
Sturm. Als sich der Großsegler nach schweren Sturmböen plötzlich auf die Seite legt, ver-
rutscht die Schiffsladung (Gerste) unaufhaltsam nach Backbord, so daß die "Pamir" kentert 
und sinkt.  
Von den 86 deutschen Besatzungsmitgliedern des Viermasters (darunter sind 51 Schiffsoffi-
ziere der Handelsmarine) können nur 6 Seeleute gerettet werden (x175/519).  
27.10.1957: In Bonn billigen die Delegierten der Vertriebenenverbände die gemeinsame Sat-
zung für den Zusammenschluß ihrer Verbände und gründen am 27. Oktober 1957 den "Bund 
der Vertriebenen (BdV) - Vereinigte Landsmannschaften und Landesverbände".  
Der deutsche Journalist Ekkehard Kuhn schreibt später in seinem Buch "Nicht Rache, nicht 
Vergeltung ..." über den "Bund der Vertriebenen" (x024/314): >>... Die Organisationen der 
deutschen Vertriebenen bestehen auch heute noch ... 
Natürlich wäre es für alle, die die Vertreibung der Deutschen vergessen machen wollen, be-
quem, wenn es die Organisationen der Vertriebenen nicht mehr gäbe. Ihr ständiges Mahnen, 
die Teilung Deutschlands zu überwinden, ihr Hinweis auf die "offene deutsche Frage" ist ih-
nen jedenfalls lästig. 
Für diejenigen, die glauben, daß die Entspannung mit dem Osten auch um den Preis weitge-
hender Zugeständnisse erkauft werden müsse, wirken die Vertriebenenorganisationen mit ih-
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rem starren Festhalten an jahrzehntealten Prinzipien natürlich als "Störenfriede". ...<< 
29.10.1957: Die "BILD-Zeitung" berichtet am 29. Oktober 1957 über das Schicksal der Ver-
triebenen: >>"DREIGETEILT - NIEMALS"  
Vertriebene fordern Recht auf Heimat 
... In der Nichtanerkennung der Nachkriegsgrenzen sind sie sich einig mit dem größten Teil 
der westdeutschen Bevölkerung und der offiziellen Bonner Politik. ... 
Wurden noch bei der Volkszählung 1950 fast 8 Millionen Vertriebene in der Bundesrepublik 
und in West-Berlin gezählt, so sind es 1957 mehr als 10 Millionen. 400.000 von ihnen müssen 
noch in mehr als 3.000 Lagern leben. Die meisten dieser Baracken-Lager stehen in Nieder-
sachsen. ... 
In zunehmendem Maße leben sich die Bürger ein. Die Gründung eigener Städte und Ortschaf-
ten, wie Ennepetal-Milspe und Espelkamp in Nordrhein-Westfalen oder Neu Gablonz in Bay-
ern, bleiben die Ausnahme. Die Integration der Vertriebenen stellt eine der ganz großen Auf-
bauleistungen der frühen Bundesrepublik dar.<< 
16.11.1957: Die Demarkationslinie wird seit dem 16. November 1957 amtlich als "Staats-
grenze West" bezeichnet. 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Demarkationsli-
nie" (x009/90): >>Die Trennung zwischen der SBZ und der Bundesrepublik verläuft von der 
Lübecker Bucht nach Süden bis an die Elbe, schließt Mecklenburg, die ehemalige preußische 
Provinz Sachsen sowie Thüringen ein und trifft ostwärts von Hof auf die tschechoslowakische 
Grenze.  
Diese Linie ist keine Grenze, sondern eine Demarkationslinie. ... Die Demarkationslinie ist 
1.381 km lang. Seit 1952 befindet sich außer Wachttürmen und elektrisch geladenem Stachel-
draht auf der sowjetzonalen Seite der Demarkationslinie ein Sperrgebiet.  
1957: Im Jahre 1957 fliehen 261.622 Deutsche aus der Sowjetzone in den Westen. 
01.01.1958: Die EWG- und Euratom-Verträge treten am 1. Januar 1958 in Kraft.  
Die Bundesrepublik Deutschland übernimmt 28 % Verwaltungskosten und 30 % Forschungs- 
und Investitionskosten der Europäischen Atomgemeinschaft (x182/220). 
23.01.1958: SPD und FDP beantragen am 23. Januar 1958 im Bundestag, diplomatische Be-
ziehungen mit Polen aufzunehmen. 
28.05.1958: Am 28. Mai 1958 werden in der SBZ und Ost-Berlin zum letzten Mal Lebensmit-
telkarten ausgegeben, die zu niedrigen Preisen zum Bezug rationierter Lebensmittel (Fett, 
Fleisch, Zucker, Milch) berechtigen.  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über den Lebensstandard 
in der SBZ (x009/256): >>Das allgemeine Niveau der Lebenshaltung in der SBZ hat sich in 
den letzten Jahren gehoben. Trotzdem besteht noch immer ein beträchtlicher Abstand von der 
Lebenshaltung in der Bundesrepublik. ...<< 
01.12.1958: Die Ludwigsburger Zentrale Stelle zur Aufklärung nationalsozialistischer Ge-
waltverbrechen und Verfolgung von NS-Tätern beginnt am 1. Dezember 1958 ihre Tätigkeit.  
Der deutsche Oberstaatsanwalt Alfred Streim (1932-1996) schreibt später über die "Ludwigs-
burger Zentralstelle" (x051/363): >>... Aufgabe der Ludwigsburger Zentralstelle ist es, das 
gesamte erreichbare Material über nationalsozialistische Verbrechen zu sammeln, zu sichten 
und auszuwerten. ...  
Bis zum 1.1.85 hat die Ludwigsburger Zentralstelle 4.899 Verfahren gegen eine Vielzahl von 
Beschuldigten an die Strafverfolgungsbehörden zur weiteren Ermittlung abgegeben. Aus den 
abgegebenen Komplexen entwickelten sich bei den Staatsanwaltschaften rund 13.000 Ermitt-
lungsverfahren.<<  
1958: Zweckmäßige Wirtschaftspolitik ("soziale Marktwirtschaft"), Arbeitseifer und Unter-
nehmungslust der Deutschen fördern den wirtschaftlichen Aufschwung (sog. "Wirtschafts-
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wunder").  
Die Industrieproduktion steigt von 1950-58 um rd. 177 %. Ende 1958 besitzt die Bundesrepu-
blik Deutschland bereits wieder Devisen in Höhe von 25,2 Milliarden DM, während die ge-
samten Schulden nur noch 22,3 Milliarden DM betragen (x069/215). 
Der nordamerikanische Völkerrechtler und Historiker Alfred M. de Zayas schreibt später über 
das "deutsche Wirtschaftswunder" (x028/157): >>... Das hochgerühmte "Wirtschaftswunder", 
ermöglicht durch den Zustrom des Dollars (Marshall-Plan), gründete auch zum andern Teil 
auf die vielen ausgebildeten Arbeiter, die vorher ohne Beschäftigung gewesen waren. Zwei 
wichtige Ziele wurden mit einem Schlag erreicht: die schnelle wirtschaftliche Erholung und 
die Integration von Millionen Vertriebenen. 
Wenn auch die meisten Vertriebenen aus vorwiegend landwirtschaftlichen Gebieten kamen, 
darf nicht übersehen werden, daß dort auch beachtliche Industrien zu Hause waren und daß 
viele Vertriebene entsprechendes Fachkönnen und Fachkenntnisse mitbrachten. ...<< 
23.03.1959: Ministerpräsident Otto Grotewohl fordert am 23. März 1959 in einer Rede vor 
Kulturschaffenden, daß die atheistische Denkweise mit staatlichen Mitteln durchzusetzen ist 
(x009/216). 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über den "Atheismus" in 
der SBZ (x009/41): >>Nach der kommunistischen Lehre ist jede Religion eine Verkörperung 
von Aberglauben, der geeignet sei, jeden Fortschritt im Sinne des Kommunismus aufzuhalten.  
"Die Religion ist das Opium des Volkes" - dieser Ausspruch von Marx ist der Eckpfeiler der 
ganzen Weltanschauung des Marxismus in der Religionsfrage.  
Der Marxismus betrachtet alle heutigen Religionen und Kirchen, alle und jegliche religiösen 
Organisationen stets als Organe der bürgerlichen Reaktion, die dem Schutz der Ausbreitung 
und der Umnebelung der Arbeiterklasse dienen." Dieser Ausspruch von Lenin ("Das Verhält-
nis der Arbeiterpartei zur Religion") ist charakteristisch für das grundlegende Ziel des Kom-
munismus, alle Religionen zu vernichten. ...<< 
25.03.1959: Staatspräsident de Gaulle erklärt am 25. März 1959 während einer Pressekonfe-
renz zur deutsch-polnischen Grenzfestsetzung (x125/143): >>... Die Wiedervereinigung der 
beiden Teile in ein einziges Deutschland, das vollkommen frei sein soll, scheint uns das nor-
male Schicksal des deutschen Volkes zu sein, vorausgesetzt, daß diese Wiedervereinigung die 
gegenwärtigen Grenzen im Westen, Osten, Norden und Süden nicht in Frage stellt, und vor-
ausgesetzt, daß das wiedervereinigte Deutschland beabsichtigt, sich eines Tages in eine ver-
tragsmäßige Organisation ganz Europas für die Zusammenarbeit, für Frieden und Freiheit zu 
integrieren. ...<< 
02.05.1959: Der BdV-Mitarbeiterkongreß legt am 2. Mai 1959 Grundsätze für einen gerech-
ten Friedensvertrag fest (x155/69-70): >>Wahrer Friede wurzelt in Gerechtigkeit. ...  
Ein gerechter Friede muß auf Grundsätzen beruhen, die in der von 30 Staaten unterzeichneten 
Atlantik-Charta, in der Satzung der UNO und in der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte niedergelegt sind. ... 
1. Ein gerechter und dauerhafter Friede muß aus Verhandlungen hervorgehen. Partner eines 
Friedensvertrages kann nur das ungeteilte Deutschland sein. ... 
3. Das Selbstbestimmungsrecht, festgelegt in der Satzung der Vereinten Nationen, und der 
Anspruch auf die Heimat müssen gewährleistet sein. ... 
4. Gewaltsame Vertreibungen sind, gleichgültig von wem und wem gegenüber begangen, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit. 
Millionen von Menschen ist durch die Vertreibung die Heimat geraubt worden. Die durch die 
Massenvertreibungen geschaffenen Zustände dürfen durch einen Friedensvertrag nicht sank-
tioniert werden. Sie bedürfen einer einvernehmlichen Regelung. ... 
6. ... Die an Friedensverhandlungen beteiligten Mächte stehen vor der Entscheidung: Verhand-
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lungsfriede oder Diktatfriede - Rechtsfriede oder Gewaltfriede. ...<< 
24.07.1959: Die SED-Regierung versichert am 24. Juli 1959, es werde niemals einen unfrei-
willigen Zwangseintritt in die LPG geben. 
24.08.1959: Die BdV-Vertretung berichtet am 24. August 1959 über die Lage der deutschen 
Heimatvertriebenen (x155/71): >>... In der Bundesrepublik Deutschland leben mehr als 12 
Millionen Heimatvertriebene und Flüchtlinge aus Mitteldeutschland. Unter den 17 Millionen 
versklavten Bewohnern der Sowjetzone befinden sich weitere 3 Millionen Vertriebene. Insge-
samt sind 14 Millionen Deutsche nach Beendigung der Kriegshandlung ihres Eigentums be-
raubt und aus ihren Heimen deportiert worden.  
Bei diesen Volksdeportationen sind mehr Deutsche zugrunde gegangen, als Deutschland im 
Ersten Weltkrieg Männer verloren hat. Von dem Heer der 3 Millionen Vertreibungstoten 
spricht niemand. ...<< 
12.10.1959: Premierminister Michel Debré (1912-1996) erklärt am 12. Oktober 1959 vor der 
französischen Nationalversammlung, daß die französische Regierung unter Aufrechterhaltung 
des Status quo auch die Respektierung der Grenzen einschließlich der Oder-Neiße-Linie ver-
stehe (x155/75). 
19.10.1959: Das BdV-Präsidium kritisiert am 19. Oktober 1959 die französische Stellung-
nahme zur Oder-Neiße-Linie (x155/75): >>Die Erklärungen des französischen Ministerpräsi-
denten Debré zugunsten der von der kommunistischen Regierung Polens angestrebten Oder-
Neiße-Grenze stellt einen Affront gegen legitime deutsche Interessen dar.  
Es ist eine Zumutung, von der Bundesrepublik Deutschland zu verlangen, daß sie auf eine 
friedensvertragliche Regelung der deutschen Ostgrenze verzichtet. Dies Verlangen würde die 
Preisgabe einer völkerrechtlichen Position bedeuten, welche die Signatarmächte des Potsda-
mer Abkommens einem wiedervereinigten Deutschland eingeräumt haben und das ... anläß-
lich der letzten Genfer Konferenz ausdrücklich bestätigt wurde. 
Gerade wenn man die deutsch-französische Verständigung vertritt, muß man derartige Aus-
führungen von französischer Seite bedauern. Diese Erklärung widerspricht den wesentlichen 
Grundsätzen von Freiheit und Selbstbestimmung. Die deutschen Vertriebenen lehnen sie 
ab.<< 
1959: Die sowjetischen Atomraketen in der DDR werden im Jahre 1959 überraschend in die 
Nähe von Kaliningrad (Königsberg) verlegt. 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schreibt später über die damaligen Atomwaffen-
standorte in Mitteleuropa (x283/244-245): >>Die gegen Ziele in Westeuropa, namentlich in 
der Bundesrepublik gerichteten atomaren Mittelstreckenraketen der Sowjets lagern seit 1959 
in Kaliningrad, dem alten Königsberg.  
Die Gegenstellung befindet sich in der Eifel. In den Katakomben des Fliegerhorts Büchel 
schlummerten – und tun dies noch heute – für den Einsatz im Ernstfall 20 Atombomben vom 
Typ B 61 mit der jeweils 26fachen Sprengkraft der Hiroshima-Bombe. Sie unterstehen der 
US-Air Force und werden auf Befehl des amerikanischen Präsidenten durch deutsche Maschi-
nen vom Jagdbombengeschwader 33 auf russische Ziele im Hinterland angesetzt.  
Die Rechtsgrundlage bietet die "nukleare Teilhabe" der Bundeswehr an der militärischen Ab-
wehr der NATO. ...<< 
Im Jahre 1959 fliehen 143.917 Deutsche aus der Sowjetzone in den Westen. 
22.01.1960: Der Nationalrat der "Nationalen Front" beschließt am 22. Januar 1960 die be-
schleunigte Kollektivierung der Landwirtschaft. 
17.03.1960: Ein geflohener mitteldeutscher Bauer berichtet später über die kommunistische 
Zwangskollektivierung der Landwirtschaft im März 1960 (x243/207): >>Täglich kamen 6-8 
Mann und verlangten den Eintritt in die LPG. Oft kamen sie täglich zwei- bis dreimal oder 
blieben bis nachts zwei Uhr. Unter den Werbern befanden sich Polizei, SED-Funktionäre. ...  
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Mein Sohn studierte an der TH in Dresden, und sie äußerten sich dahingehend, daß mein Sohn 
im Falle einer Weigerung von der TH entlassen würde. ...<< 
15.04.1960: "Karl-Marx-Stadt" (Chemnitz) meldet am 15. April 1960 als letzter DDR-Bezirk 
den Abschluß der Zwangskollektivierung aller landwirtschaftlichen Betriebe (x009/519). 
29.09.1960: Am 29. September 1960 schließen die Kultusminister der Länder in Saarbrücken 
eine "Rahmenvereinbarung" für die Oberstufen der Gymnasien, den Geschichtsunterricht in 
das Fach "Gemeinschaftskunde" zu integrieren.  
31.10.1960: Die Zeitung "Polityka" führt am 31. Oktober 1960 die unmenschlichen Zustände 
bei der Vertreibung der Deutschen vor allem auf die chaotischen Nachkriegsverhältnisse zu-
rück (x125/179-180): >>... Kardinal Döpfner vergißt, daß zur gleichen Zeit unter ähnlichen 
Bedingungen Hunderttausende von Polen umzogen. Wenn es an Waggons, Lebensmitteln und 
warmen Kleidern fehlte, so betraf das in gleichem Maße Polen wie Deutsche.<< 
Der deutsche Journalist Ekkehard Kuhn schreibt später in seinem Buch "Nicht Rache, nicht 
Vergeltung ..." über die "polnische Geschichtsschreibung" (x024/309): >>... Unwahrheiten 
stehen einem vorurteilsfreien, aufrichtigen Verhältnis zwischen Polen und Deutschen entge-
gen. Dabei ist Wahrhaftigkeit die notwendigste Voraussetzung für ein gutes Verhältnis unter 
Menschen und unter Völkern.  
Doch ein Versöhnungswerk zwischen Polen, Tschechen, Russen und Deutschen scheint 
schwerer zu erreichen als etwa zwischen Deutschen und Franzosen, die jahrzehntelang als 
"Erbfeinde" galten. Denn weder in Frankreich noch in Deutschland werden Lügen künstlich 
am Leben erhalten. ...<< 
1960: Im Jahre 1960 fliehen 199.188 Deutsche aus der Sowjetzone in den Westen. 
15.06.1961: Walter Ulbricht erklärt am 15. Juni 1961 während einer internationalen Presse-
konferenz in Ost-Berlin (x296/211 L): >>... (Frage des Korrespondenten der "Frankfurter 
Rundschau":) ... Herr Vorsitzender! Bedeutet die Bildung einer Freien Stadt Ihrer Meinung 
nach, daß die Staatsgrenze am Brandenburger Tor errichtet wird? Und sind Sie entschlossen, 
dieser Tatsache mit allen Konsequenzen Rechnung zu tragen? 
(Walter Ulbricht:) Ich verstehe Ihre Frage so, daß es in Westdeutschland Menschen gibt, die 
wünschen, daß wir die Bauarbeiter der Hauptstadt der DDR dazu mobilisieren, eine Mauer 
aufzurichten. Mir ist nicht bekannt, daß eine solche Absicht besteht. Die Bauarbeiter unserer 
Hauptstadt beschäftigen sich hauptsächlich mit Wohnungsbau; und ihre Arbeitskraft wird da-
für voll eingesetzt.  
"Niemand hat die Absicht, eine Mauer zu errichten". ...<< 
17.06.1961: In Kahl/Main liefert das erste deutsche Kernkraftwerk am 17. Juni 1961 erstmalig 
Strom. Der Betreiber des Kernkraftwerkes ist das staatliche Stromerzeugungsunternehmen 
RWE. 
13.08.1961: Die Sektorengrenze und die Demarkationslinie nach West-Berlin werden im Ein-
vernehmen mit den Warschauer-Pakt-Staaten am 13. August 1961 abgeriegelt.  
Bis auf 7 Sektorenübergänge, die scharf kontrolliert werden, schließt man alle Übergänge 
nach West-Berlin. Ost-Berlin wird militärisch besetzt. An der Ost-Berliner Sektorengrenze 
errichtet man gleichzeitig Stacheldrahthindernisse, um die eigene Bevölkerung gewaltsam im 
Land zu halten. Es ereignen sich vielerorts dramatische Zwischenfälle.  
Dr. Hans Joachim Berbig (1935-2013) schreibt später über den Bau der Berliner Mauer 
(x287/195): >>Am 15. Juni hatte der Staatsratsvorsitzende Walter Ulbricht noch versichert: 
"Niemand hat die Absicht, eine Mauer zu errichten".  
Aber unter dem zunehmenden Druck der Fluchtbewegung aus der DDR und Ost-Berlin durch 
das Schlupfloch nach West-Berlin entschließen sich die Führungen in Moskau und in Ost-
Berlin, die Abwanderung von qualifizierten Arbeitskräften zu verhindern.  
Ulbricht läßt daher am 13. August 1961 beide Teile Berlins auf einer Länge von 45 km und 
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die Westsektoren von der DDR auf einer Länge von 120 km durch eine Mauer trennen, um 
die "Abstimmung mit den Füßen" gegen sein Regime zu stoppen.  
Die Teilung Deutschlands ist damit zementiert. ...<< 
03.07.1962: Frankreichs Staatspräsident Charles de Gaulle entläßt Algerien nach 132 Jahren 
Besatzung am 3. Juli 1962 in die Unabhängigkeit (x175/558). 
22.10.1962: Die USA blockieren am 22. Oktober 1962 Kuba, um die Stationierung sowjeti-
scher Mittelstreckenraketen zu verhindern (internationale Kubakrise).  
US-Präsident Kennedy berichtet am 22. Oktober 1962 während einer Fernsehansprache 
(x243/94): >>... Im Laufe der letzten Woche haben eindeutige Beweise die Tatsache erhärtet, 
daß derzeit auf dieser unterdrückten Insel (Kuba) mehrere Anlagen für Angriffsraketen errich-
tet werden. Der Zweck dieser Anlagen kann nur darin bestehen, die Möglichkeit eines Atom-
schlags gegen die westliche Hemisphäre zu schaffen. ...  
Wir werden das Risiko eines weltweiten Atomkriegs nicht voreilig ohne Not eingehen, ... wir 
werden dieses Risiko aber auch nicht scheuen, falls es zu irgendeinem Zeitpunkt eingegangen 
werden muß. ...<< 
Nach 6 dramatischen Tagen lenkt die UdSSR fast im letzten Moment ein. Der sowjetische 
Ministerpräsident Chruschtschow verspricht schließlich, die bereits errichteten nuklearen Ra-
ketenstützpunkte wieder abzubauen.  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schreibt später 
über die Blockade Kubas (x068/322-323): >>... Im Sommer 1962 beschlossen Chruschtschow 
und Castro russische Raketen auf Kuba zu stationieren. Nun hatten zwar bisher die USA 
schon viele solche Basen im Ausland installiert, noch nie aber die Russen. Als verstärkte Auf-
klärungsflüge über Kuba im Herbst den Bau von Boden-Luft-Raketenbasen einwandfrei er-
wiesen, entschloß sich Kennedy schnell, die Raketen so oder so verschwinden zu lassen. Fie-
berhaft suchte das Weiße Haus nach einer Lösung und entschied sich für eine Seeblockade, 
um sowohl weitere Lieferungen zu verhindern als auch den Abzug bereits gelieferter Raketen 
zu erzwingen. 
Am 22. Oktober brandmarkte Kennedy in einer Fernsehansprache an die Weltöffentlichkeit 
die Schaffung einer "nuklearen Schlagkraft gegen die westliche Hemisphäre". Er verlangte mit 
aller Entschiedenheit die Beseitigung der Bedrohung, den Abbau der Rampen, appellierte an 
Ministerpräsident Chruschtschow, "diesen Weg zur Weltherrschaft aufzugeben", und verhäng-
te eine "Quarantäne" (ein milderer Ausdruck für Blockade, die eigentlich schon als Kriegs-
handlung gilt) für alle Waffenlieferungen nach Kuba. 
Es war die gefährlichste politische Krise in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Die ganze 
Welt befand sich in Erregung, man stand am Rand eines amerikanisch-sowjetischen Krieges.  
Bertrand Russell, der Philosoph und Nobelpreisträger für Literatur (1950), nannte Kennedy 
"ruchloser als Hitler" und drahtete ihm: "Wir wollen keinen Massenmord. ... Stellen Sie die-
sen Wahnsinn ein". Chruschtschow bat er um weitere Entspannungsbemühungen und telegra-
phierte ihm: "Wir setzen unsere größte Hoffnung in ihre fortgesetzte Nachsicht"!  
Der Kreml, durch die schnelle Entdeckung der Raketenbasen offensichtlich überrascht, gab 
seinen Willen zu einer friedlichen Regelung deutlich zu erkennen. Die in Kuba zunächst be-
findlichen sowjetischen Schiffe ändern ihren Kurs und drehen ab. Chruschtschow schreibt 
einlenkend an Kennedy. Dieser begrüßt postwendend "die Bekundung Ihres Wunsches, eine 
rasche Lösung zu suchen".  
Chruschtschow macht zwei Angebote zum Abbau der Raketenbasen, entweder keine (ameri-
kanische) Landung auf Kuba oder Entfernung der amerikanischen Raketenbasen in der Türkei. 
Kennedy entscheidet sich für das erste. Er verzichtet auf eine Invasion und bietet die Beendi-
gung der Quarantäne an. Chruschtschow antwortet, daß die Waffen, "die Sie als offensiv be-
zeichnen", abgebaut und in die Sowjetunion zurückgebracht werden. Kennedy stimmt dieser 
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Rückzug begreiflicherweise sehr zufrieden. Es ist der 28. Oktober ...<< 
1962: Der deutsche Journalist Diether Stolze (1929-1990) schreibt im Jahre 1962 über den 
Wirtschaftsaufschwung der fünfziger Jahre in der Bundesrepublik Deutschland (x128/220-
221): >>... Die Industriepolitik in der Bundesrepublik ist in den letzten 11 Jahren, von 1950 
bis 1961, um nicht weniger als 164 % gestiegen. Mit anderen Worten: die deutsche Industrie 
produziert gegenwärtig mehr als zweieinhalbmal soviel Waren als vor 11 Jahren. Dabei ist 
1950 ein sehr gutes Vergleichsjahr: die Produktion in der Bundesrepublik hatte damals bereits 
wieder den Vorkriegsstand von 1936/37 erreicht. 
Noch augenfälliger sind die Exporterfolge der Bundesrepublik. Seit 1952 erzielt die deutsche 
Wirtschaft jedes Jahr einen Exportüberschuß, der 1961 die Rekordhöhe von 7 Milliarden 
Mark erreicht. ... 
Das Volkseinkommen in der Bundesrepublik, das 1950 rund 75 Milliarden Mark betragen 
hatte, stieg auf 230 Milliarden Mark (im Jahr 1961). 
Vielleicht am eindrucksvollsten sind die Ziffern des Wohnungsbaus, weil hier die Erinnerung 
an die schweren Zerstörungen noch lebendig ist. In den Jahren nach dem Krieg kamen Fach-
leute zu dem Urteil, daß der Wiederaufbau der zerstörten Häuser und Wohnungen mindestens 
30 Jahre, wahrscheinlich aber 40 Jahre in Anspruch nehmen werde.  
Tatsächlich dauerte er aber noch nicht einmal 10 Jahre – und obwohl wir heute noch immer 
über Wohnungsnot klagen, gibt es in der Bundesrepublik bereits viel mehr Wohnungen als 
vor dem Krieg. ... 
Etwa 20 Millionen Menschen konnten in Wohnungen einziehen, die in den letzten 11 Jahren 
errichtet wurden – mehr als ein Drittel der Bürger der Bundesrepublik wohnt also in Neubau-
ten. In der Bundesrepublik gibt es heute über 15 Millionen Wohnungen, rund 40 % mehr als 
vor dem Krieg (1938: 10,5 Millionen Wohnungen). 
So hat die Bundesrepublik, was die wirtschaftlichen Zahlen betrifft, Großbritannien, Frank-
reich, Italien und alle anderen westeuropäischen Industriestaaten hinter sich gelassen. 
... Die westeuropäische Wirtschaft hatte also in den vergangenen Jahren ein Expansionstempo 
aufzuweisen, daß nahezu doppelt so groß war wie das der USA und noch erheblich größer als 
das Rußlands. ...<< 
26.06.1963: Der nordamerikanische Präsident John F. Kennedy besucht am 26. Juni 1963 
während seiner Deutschlandreise auch West-Berlin.  
Vor mehr als 300.000 Menschen bekräftigt Kennedy die US-Sicherheitsgarantien für Berlin 
("Auch Ich bin ein Berliner! ..."). 
15.07.1963: Egon Bahr (SPD-Politiker) spricht am 15. Juli 1963 während seiner "Tutzinger 
Rede" erstmals von einer "neuen Ostpolitik" (Wandel durch Annäherung).  
22.11.1963: US-Präsident John Fitzgerald Kennedy (1917-1963) stirbt am 22. November 
1963 nach einem Attentat in Dallas/Texas.  
Der Tod des sehr beliebten US-Präsidenten erschüttert damals die Welt. In Berlin und in vie-
len anderen Metropolen finden weltweit spontane Trauerkundgebungen statt.  
Nachfolger des ermordeten US-Präsidenten Kennedy wird Vizepräsident Lyndon B. Johnson 
(1908-1973).  
Der vermutliche Attentäter Lee Oswald (1939-1963) wird 2 Tage später trotz Polizeibewa-
chung durch den Nachtbarbesitzer Jack Ruby (1911-1967) erschossen. 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schreibt später 
über die Ermordung Kennedys (x068/328): >>... Noch heute möchten viele, dass der Mörder 
Kennedys auf eigene Faust gehandelt habe, dass er nichts anderes gewesen sei, so erst noch 
unlängst eine große deutsche Wochenzeitung, als "ein ganz gewöhnlicher Spinner". Aber es 
spricht vieles dafür, und die meisten Menschen sind inzwischen davon überzeugt, daß Oswald 
Agent in fremdem Auftrag, daß der Mord nicht die Tat eines einzelnen war, so wenig wie 
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Oswalds Ermordung nur die von Jack Ruby, sondern daß dahinter jeweils mehrere standen, 
daß alles auf ein Komplott zurückgeht.  
Das FBI hat aber gerade diesen dringenden Verdacht kein einziges Mal geäußert. Im Gegen-
teil, es hat ihn immer wieder zu entkräften versucht. Ja, Widersprüche und Fehlangaben durch 
FBI und Polizei sind so auffallend, daß die Vermutung naheliegt, sie verheimlichen etwas.  
Schon vor Jahrzehnten wurde von L. L. Matthias ebenso eindringlich wie einleuchtend ge-
zeigt, daß dieses Attentat unmöglich ein Einzelgänger begangen haben könne, ein Sonderling. 
"Es muß ein politisches Komplott gewesen sein, zu dem sehr machtvolle Persönlichkeiten 
gehört haben; es wäre sonst in dem aufweisbaren Umfang, mit der Polizei von Dallas und dem 
FBI im Vorspann, nicht möglich gewesen. ...<< 
22.03.1964: Bundeskanzler Ludwig Erhard erklärt am 22. März 1964 während seiner Rede 
vor dem Kongreß der Ostdeutschen (x155/107): >>Wir erheben gewiß keine Forderungen auf 
fremdes Staatsgebiet. Aber wir verzichten nicht - und können angesichts der Verantwortung 
vor dem deutschen Volk, dem Recht und der Geschichte auch nicht verzichten - auf Gebiete, 
die die angestammte Heimat so vieler unserer deutschen Brüder und Schwestern sind. ...<< 
07.08.1964: Der US-Kongreß genehmigt am 7. August 1964 die geforderte Truppenverstär-
kung in Vietnam und ermächtigt US-Präsident Johnson, Vergeltungsaktionen für die Angriffe 
auf Kriegsschiffe der USA ("Tongking-Zwischenfall") durchzuführen - eigentlicher Beginn 
des Vietnamkrieges (x175/579). 
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schreibt später 
über den Vietnamkrieg (x068/332-333): >>... Politisch war das amerikanische Engagement in 
Vietnam die unmittelbare Folge des Dulles-Konzepts, wonach in der gespaltenen Welt die 
USA den jeweils "freien" Teil gegen den kommunistischen zu verteidigen hatten. Dahinter 
aber stand ihr Führungsanspruch oder, mit Kennedy, "der uns zu Recht gebührende Platz an 
der Spitze einer weltumfassenden Bewegung", stand das globale Ziel der US-Strategie, wenn 
schon zunächst nicht Handels-, so doch Handlungsräume zu gewinnen und sie gegen alle so-
zialistischen oder kommunistischen Gesellschaftsordnungen zu verteidigen und, wenn mög-
lich, zu vergrößern. 
Im Grunde ist der Vietnamkrieg nichts als ein Paradebeispiel neokolonialistischer Politik. Die 
US-Präsidenten beschwören dabei mit vielen großen, stets sofort die Welt umrundenden Wor-
ten ihren natürlich ganz uneigennützigen Kampf für Freiheit, Demokratie, Selbstbestimmung, 
für die Sicherheit des Westens, die Ehre der Nation, und nicht zuletzt für die Steigerung des 
Wohlstandes der armen Länder.  
In Wirklichkeit brachten sie diesen Bomben, Granaten und Gift, einen unheimlich hinterhälti-
gen, brutal-dreckigen Krieg. ...<< 
10.09.1964 Die "BILD-Zeitung" berichtet am 10. September 1964: >>Eine Million Gastar-
beiter 
... Zimmermann Armando Rodrigues ... aus Portugal wird als einmillionster Gastarbeiter be-
grüßt. Geschenk: ein zweisitziges Moped. Ein Vertreter der Arbeitgeberverbände sagt: "Ohne 
die Mitarbeit der Ausländer, wäre unsere wirtschaftliche Entwicklung nicht denkbar." 
Hauptgruppen der Gastarbeiter in der Bundesrepublik: 29,5 % Italiener, 15,9 % Griechen, 
15,5 % Spanier, 9,1 % Türken.<< 
27.11.1964: Willy Brandt erklärt in seiner Rede auf dem Karlsruher SPD-Parteitag vom 23. 
bis 27. November 1964 (x155/142): >>... Die Heimatvertriebenen können sich weiterhin dar-
auf verlassen, daß wir zum Unterschied von anderen keine Politik hinter ihrem Rücken ma-
chen.<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtet später (am 11.06.2016) über Willy Brandt: 
>>USA unterstützten Brandt mit Geld 
Willy Brandt, späterer deutscher Kanzler und SPD-Chef, ist in den Fünfziger Jahren von der 
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US-Besatzungsmacht mit geheimen Zahlungen im SPD-internen Machtkampf unterstützt wor-
den. 
Dem "Spiegel" zufolge hätten die Amerikaner dem damaligen West-Berliner Bundestagsab-
geordneten 1950 die große Summe von 200.000 Mark zukommen lassen. Die Amerikaner 
hätten Brandt gefördert, weil er zu jenen Berliner Sozialdemokraten gehörte, die eine Westin-
tegration der Bundesrepublik befürworteten.<< 
04.02.1965: Staatspräsident de Gaulle erklärt am 4. Februar 1965 während einer Pressekonfe-
renz zur zukünftigen Europapolitik (x300/219): >>... Europa, Mutter der modernen Zivilisati-
on, muß vom Atlantik bis zum Ural entstehen, um seine gewaltigen Hilfsmittel zu entwickeln 
und damit es gemeinsam mit Amerika, seiner Tochter, die Rolle spielt, die ihm zukommt, um 
2 Mrd. Menschen zu dem dringend benötigten Fortschritt zu verhelfen.<< 
08.04.1965: Am 8. April 1965 wird ein Vertrag über die Fusion der Exekutivorgane der drei 
Europäischen Gemeinschaften (EGKS, EWG, Euratom) unterzeichnet.  
Aufgrund dieses Fusionsvertrages werden die Organe von Montanunion, EWG und Euratom 
zu einem gemeinsamen Rat und einer gemeinsamen Kommission der "Europäischen Gemein-
schaften" zusammengeschlossen. Der Fusionsvertrag tritt am 1. Juli 1967 in Kraft. 
12.11.1965: Der deutsche Jurist Philipp von Bismarck (1913-2006) kritisiert am 12. Novem-
ber 1965 in der Wochenzeitung "DIE ZEIT" die Denkschrift der EKD zur Lage der Vertriebe-
nen und der deutschen Ostpolitik (x064/39): >>... Die Notwendigkeit, auf die deutschen Ost-
gebiete zu verzichten, wird damit begründet, daß Polen seine Besitzungen östlich der Curzon-
Linie 1945 an die Sowjetunion abtreten mußte. Nicht erwähnt aber wurde, das Marschall Pil-
sudski den größten Teil dieser Gebiete erst in den Jahren 1920/21 der damals schwachen So-
wjetunion mit Gewalt, also in einem Krieg entrissen hatte, obgleich nur eine polnische Min-
derheit dort ansässig war. 
Für den unbefangenen Leser der Denkschrift wird die 1945 von der Sowjetunion erzwungene 
Rückgabe der polnischen Kriegsbeute von 1921 bei der Abgabe von Quadratmetern und stati-
stischen Zahlen sachlich gleichgestellt mit den zum Teil über 700 Jahre von Deutschen besie-
delten Ostprovinzen. Wer aber die geschichtlichen und politischen Tatbestände klärend aufar-
beiten will, dürfte diesen bedeutsamen geschichtlichen Unterschied nicht verschweigen. 
Die Denkschrift ruft für den Unkundigen den unzutreffenden Eindruck hervor, als hätten wirt-
schaftliche oder bevölkerungspolitische Gründe die sog. "Westverschiebung" Polens notwen-
dig gemacht. Der abgefeimte Plan Stalins, auf diese Weise eine Streitaxt zwischen die Deut-
schen und die Polen zu legen, wird nicht erwähnt. ...<< 
09.05.1966: Die "BILD-Zeitung" berichtet am 9. Mai 1966: >>Atomstrom in der DDR 
... Das erste Atomkraftwerk der DDR geht in der bis dahin industriell unberührten Seenland-
schaft im nördlichen Brandenburg (bei Rheinsberg) in Betrieb. ...<< 
09.07.1966: Die deutschen Vertriebenenverbände stören angeblich die Entspannungspolitik 
zwischen der Sowjetunion und Nordamerika. Sie werden deshalb von den westdeutschen 
Massenmedien verstärkt als "nationalistische Revanchisten" diffamiert.  
Das BdV-Präsidium kritisiert am 9. Juli 1966 die Verzichtsforderungen der deutschen Mas-
senmedien (x155/128): >>... Es wurde festgestellt, daß die EKD-Denkschrift eine Welle der 
Verzichtspropaganda in Bewegung setzte, die bereits in offener Bejahung des Status quo eines 
dreigeteilten Deutschland gipfelt. Parallel zu dieser Entwicklung läuft die Propagandaoffensi-
ve des Ostblocks in der gleichen Zielsetzung. 
Das Präsidium erblickt in den von einzelnen Massenmedien immer hemmungsloser wieder-
holten Angriffen gegen die Vertriebenenverbände, gegen die Pflege des ostdeutschen Kultur-
gutes und die heimatpolitischen Ziele der Landsmannschaften einen Teilaspekt der Gesamtof-
fensive gegen die erklärte Deutschlandpolitik der Bundesregierung und der politischen Partei-
en. ...<< 
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23.08.1966: Die maoistischen Roten Garden verkünden am 23. August 1966 in Peking ihr 
Programm zur "Kulturrevolution". 
Der britisch-nordamerikanische Historiker Geoffrey Parker schreibt später über Maos Kultur-
revolution (x192/462): >>... Die Worte des Vorsitzenden Mao Tse-tung, eine Sammlung von 
Zitaten, die sich in der Übersetzung eher wie Platitüden anhörten, sollten zu den großen revo-
lutionären Texten zählen.  
Leider übertraf die chinesische Revolution das stalinistische Vorbild beinahe noch an Despo-
tie und Ineffizienz: Millionen Menschen starben während der Kollektivierung der Landwirt-
schaft (1958/59), die als "großer Sprung nach vorn" bezeichnet wurde; die Kulturrevolution in 
den sechziger Jahren forderte weitere Millionen Todesopfer. ...<< 
10.05.1967: Großbritannien und Irland beantragen am 10. Mai 1967 zum zweiten Mal den 
Beitritt zur EWG. 
11.05.1967: Dänemark beantragt am 11. Mai 1967 zum zweiten Mal den Beitritt zur EWG. 
Juni 1967: Israel schlägt im Sechstagekrieg (Juni 1967) seine arabischen Nachbarn entschei-
dend und besetzt im Jahre 1967 das Westjordanland, die Sinaihalbinsel, den Gazastreifen und 
die syrischen Golanhöhen.  
Der britisch-nordamerikanische Historiker Geoffrey Parker schreibt später über die politische 
Entwicklung Israels (x192/458): >>... Die Spannungen zwischen Israel und seinen arabischen 
Nachbarn wurden zu einer Konstante der Nachkriegszeit. ... Die Situation spitzte sich zu, als 
Ägypten und Syrien in den sechziger Jahren von der Sowjetunion Waffen- und technische 
Hilfslieferungen erhielten.  
1967 fühlte sich die arabische Welt schließlich stark genug, Israel militärisch herauszufordern. 
Die Folge war der Sechstagekrieg, der für die Angreifer zum Desaster wurde. Israel schlug 
seine Gegner vernichtend und eroberte die Sinai-Halbinsel und den Gazastreifen von Ägypten, 
die syrischen Golanhöhen und das Westjordanland, das vorher Teil Jordaniens gewesen war. 
...<< 
01.07.1967: Am 1. Juli 1967 entsteht die Europäische Gemeinschaft (EG).  
Es handelt sich um den Zusammenschluß der Europäischen Vertragsgemeinschaften: 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ("EWG"), Europäische Atomgemeinschaft ("EURA-
TOM") und Montanunion (EGKS). 
09.09.1967: Im Verlauf eines Staatsbesuches betont der französische Staatspräsident General 
de Gaulle am 9. September 1967 in der Stadt Hindenburg den polnischen Charakter der ehe-
mals ostdeutschen Städte (x155/136): >>... (Hindenburg sei) die schlesischste aller schlesi-
schen, die polnischste aller polnischen Städte. ... (Danzig bezeichnete de Gaulle als) polnisch, 
tief und hervorragend polnisch. ...<< 
16.09.1967: BdV-Präsident Rehs (1901-1971) kritisiert am 16. September 1967 die Äußerun-
gen des französischen Staatspräsidenten General de Gaulle vom 9.09.1967 in Ostdeutschland 
(x155/135-136): >>Die Äußerungen des französischen Staatspräsidenten Charles de Gaulle 
während seines Aufenthaltes in Polen und in den deutschen Ostgebieten sind weit über das 
Maß hinausgegangen, womit gerechnet werden konnte.  
Unbeschadet seiner bekannten Einstellung zur Oder-Neiße-Frage durfte davon ausgegangen 
werden, daß er auf die Interessen und Auffassungen seines deutschen Bündnispartners mehr 
Rücksicht nehmen würde. 
Die geschichtlichen und ethnographischen Tatsachen sind in seinen Äußerungen insbesondere 
in Hindenburg und Danzig auf den Kopf gestellt worden. Die dabei gebrauchten Bilder und 
Formeln sind falsch. Der General, der in allen Dingen der französischen Nation so überaus 
empfindlich ist, der das Selbstbestimmungsrecht der Franzosen in Kanada vertritt, ist über das 
Unrecht der Vertreibung von 16 Millionen Deutschen, über die Rechte und Gefühle von 10,5 
Millionen Heimatvertriebenen in der Bundesrepublik Deutschland hinweggegangen, als ob sie 



 13 

nicht existierten. 
Er erweckt damit den Anschein, als ob er Massenvertreibungen als zulässiges Prinzip der in-
ternationalen Politik zu sanktionieren bereit ist. Das ist ein schwerer Verstoß gegen das Ver-
trauen auf den Gerechtigkeitssinn und eine schwer zu verwindende Kränkung. ...<< 
09.10.1967: Ernesto Guevara Serna (1928-1967, genannt "Che Guevara", argentinischer Arzt 
und Politiker, nimmt maßgeblich an der revolutionären Umgestaltung Kubas teil, 1959-61 
Präsident der kubanischen Nationalbank, 1961-65 Industrieminister Kubas), der seit 1966 in 
Bolivien als Guerillaführer gegen die bolivianischen Regierungstruppen kämpft und nach ei-
nem Gefecht verwundet in Gefangenschaft gerät, wird am 9. Oktober 1967 ohne Gerichtsur-
teil erschossen. 
18.12.1967: Frankreich blockiert am 18./19. Dezember 1967 erneut die Wiederaufnahme der 
Beitrittsverhandlungen mit Großbritannien. 
1967: Im Jahre 1967 sind die meisten angeworbenen ausländischen Gastarbeiter erwerbstätig 
und erhalten etwa 1,3 % des bundesdeutschen Sozialhilfebudgets (x268/176). 
11.04.1968: Der Studentenführer Rudi Dutschke (1940-1979, seit 1964 Mitglied des Soziali-
stischen Deutschen Studentenbundes) wird am 11. April 1968 durch einen rechtsradikalen 
Attentäter schwer verletzt.  
Nach dem Anschlag ereignen sich in zahlreichen westdeutschen Städten gewalttätige Demon-
strationen. 
Der deutsche Historiker Sebastian Haffner (1907-1999) schreibt später über die linksradikale 
Studentenbewegung der 60er Jahre in der Bundesrepublik Deutschland (x268/126-127): 
>>Wenn ich mir die linken Studenten und jungen Literaten ansehe, die sich heute so massen-
haft und bereitwillig über die Sünden ihrer Väter entrüsten (ohne eine Ahnung von den Kon-
flikten und Versuchungen, in die auch anständige Leute damals geraten konnten), dann fühle 
ich mich unwillkürlich an meine eigenen Altersgenossen erinnert, die jungen Leute von vor 30 
Jahren, die damals, voll ähnlich leicht erregter Entrüstung, scharenweise in die SA gingen.  
Dieselben unkritischen jungen Gesichter, dieselbe naive Unbescheidenheit und Überheblich-
keit, dieselbe Bereitschaft, sich als Weltenrichter aufzuspielen; vor allem dieselbe etwas sub-
alterne Unfähigkeit, das Böse auch dann zu bemerken, wenn es sich auf der eigenen Seite in 
der eigenen Sache einschleicht. ... 
Das schreckliche an dem Linksdrall der gegenwärtigen politischen Mode, genau wie an dem 
Rechtsdrall, der eine Generation zuvor beherrschte, ist, daß er mit gänzlich unbewußter Au-
tomatik funktioniert, ohne daß die Leute auch nur merken, daß sie eigentlich alles ungeprüft 
voraussetzen, wie inkonsequent sie oft sind und wie sehr sie gewohnheitsmäßig mit zweierlei 
Maß messen. ...<< 
01.07.1968: Durch die Abschaffung aller Binnenzölle für gewerbliche Erzeugnisse und der 
Einführung eines gemeinsamen Außenzolls gegenüber Drittländern wird am 1. Juli 1968 in-
nerhalb der EG die Zollunion realisiert. 
20.08.1968: Truppen des Warschauer Paktes marschieren am 20. August 1968 in Prag ein.  
Der sog. "Prager Frühling" wird danach gewaltsam beendet. 
25.04.1969: Bundesaußenminister Willy Brandt erklärt am 25. April 1969 vor dem Bundes-
tag, daß man nur einige ausgewählte Bände der Dokumentation über das Schicksal der deut-
schen Kriegsgefangenen veröffentlichen wird (x131/183): >>... Dies hätte bei allen Beteilig-
ten - oder bei vielen Beteiligten - alte Wunden aufreißen können und wäre der auf Versöhnung 
gerichteten Außenpolitik der Bundesregierung nicht dienlich gewesen. ...<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) schreibt später über die auf 
"Versöhnung ausgerichtete Außenpolitik" der Bundesregierung (x025/200): >>... Durch op-
portunistisches Schweigen kann man keine Versöhnung zwischen den Völkern schaffen, al-
lenfalls zwischen Regierungen, und deren Amtsperioden dauern meistens nur 4 Jahre.  
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Für die Versöhnung zwischen Völkern ist das einzig dauerhafte Fundament die Wahrheit und 
der Respekt vor den Menschenrechten der anderen.  
Wer eine wirkliche Völkerverständigung will, wird alles tun, um so schnell wie möglich alles 
Trennende zu beseitigen, und dazu gehört nun einmal auch ein Berg von Toten. Man muß sie 
aber ordentlich bestatten; mit einer Leiche im Keller hat noch keiner Frieden gefunden.<< 
04.08.1969: Der Bundestag beschließt am 4. August 1969 die Verlängerung von Verjährungs-
fristen.  
Die Verjährungsfrist für Mord wird auf 30 Jahre verlängert, um die weitere Verfolgung von 
NS-Verbrechen zu ermöglichen. Die Verjährung für Völkermord wird generell aufgehoben.  
01.09.1969: Die "BILD-Zeitung" berichtet am 1. September 1969: >>Gotteslästerung nicht 
mehr strafbar ... Bei der ersten Etappe der Strafrechtsreform wird die Gotteslästerung (§ 
166) abgeschafft. Bislang wurde dieses Delikt mit Gefängnis bestraft - bis zu 3 Jahren.  
Im neu gefaßten Paragraphen heißt es nur noch: Strafbar ist das Beschimpfen des Inhalts eines 
religiösen oder weltanschaulichen Bekenntnisses anderer in einer Art, die den öffentlichen 
Frieden stört. ...<< 
>>Homosexualität straffrei ... Änderung von § 175: Liebe zwischen Männern ab 21 ist straf-
frei ...<< 
28.09.1969: Während der 6. Bundestagswahl erhalten die Parteien am 28. September 1969 
folgende Wählerstimmen (x089/82): >>CDU/CSU = 46,1 %, SPD = 42,7 %, FDP = 5,8 %, 
Sonstige = 5,4 %.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtet später (am 3.10.2009) über 
die Wahl zum 6. Deutschen Bundestag (x887/...): >>Die erste "Wende" 
Erstmals seit der Weimarer Zeit kann die SPD mit Brandt wieder den Kanzler stellen 
Die Wahl zum 6. Deutschen Bundestag am 28. September 1969 brachte die Bundesrepublik 
Deutschland auf einen neuen Kurs. Erstmals in ihrer Geschichte stellte die CDU/CSU nicht 
mehr den Bundeskanzler.  
Zwar ging die Union, der in Umfragen eine absolute Mehrheit vorausgesagt worden war, mit 
46,1 Prozent der Stimmen und 242 Parlamentssitzen wieder als stärkste Kraft aus dem Urnen-
gang hervor, doch konnte die SPD mit 42,7 Prozent erstmals die 40-Prozent-Marke über-
schreiten. Die FDP dagegen mußte mit nur noch 5,8 Prozent der Stimmen herbe Verluste hin-
nehmen. Der Wahl vorausgegangen waren der Bruch der Koalition aus CDU/CSU und FDP, 
der Rücktritt Ludwig Erhards als Bundeskanzler im Jahre 1966 und die Bildung einer Großen 
Koalition aus CDU/CSU und SPD, die im Laufe der Zeit immer brüchiger geworden war. 
Nach der Wahl reklamierte der Fraktionsvorsitzende der Union, Rainer Barzel, den Führungs-
anspruch für seine Partei, doch auch die SPD hoffte auf eine Regierungsbeteiligung. Tatsäch-
lich hatte jedoch keine der drei im Bundestag vertretenen Parteien eine entscheidende Mehr-
heit erringen können.  
Die NPD fiel als Mehrheitsbeschaffer aus, da sie nach einer Serie von Wahlerfolgen wider 
Erwarten knapp an der Fünf-Prozent-Hürde gescheitert war. Zünglein an der Waage wurde 
Walter Scheel, der Erich Mende als FDP-Parteivorsitzender abgelöst, die Partei reformiert und 
die Wende von der national- zur linksliberalen Orientierung eingeleitet hatte. Bereits drei Ta-
ge vor der Wahl hatte er signalisiert, zu einer Koalition mit der SPD bereit zu sein. ... 
Am 21. Oktober wählte der Bundestag Willy Brandt mit den Stimmen von SPD und FDP zum 
Bundeskanzler. Damit stand 39 Jahre nach dem Kabinett Hermann Müller wieder ein Sozial-
demokrat an der Spitze einer deutschen Regierung. Seinem Kabinett gehörten elf SPD-
Minister, drei von der FDP und ein Parteiloser an. Walter Scheel wurde Vizekanzler und Au-
ßenminister. 
Die sozialliberale Koalition läutete einen innen- und außenpolitischen Politikwechsel ein, der 
tiefe Einschnitte brachte. Unter dem Motto "Mehr Demokratie wagen" kündigte Brandt in sei-
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ner Regierungserklärung mehr Transparenz und Mitwirkungsmöglichkeiten der Bürger an. In 
der Deutschland- und Ostpolitik verfolgte er einen umstrittenen "Wandel durch Annäherung", 
um "über ein geregeltes Nebeneinander zu einem Miteinander zu kommen".  
Diese Politik führte zur weitestgehenden Erfüllung der Forderungen des Ostblocks mit der 
Konsequenz der Anerkennung der DDR, dem Viermächteabkommen über Berlin und der 
(wenn auch nicht völkerrechtlich endgültigen) Anerkennung der Oder-Neiße-Linie in den Ver-
trägen von Moskau und Warschau. Nichts illustriert diesen außenpolitischen Kurswechsel 
deutlicher als der berühmt-berüchtigte Kniefall des Bundeskanzlers vor einem Ehrenmahl in 
der polnischen Hauptstadt. ...<< 
27.11.1969: Die westdeutsche Kultusministerkonferenz vereinbart am 27. November 1969, 
wissenschaftlich begleitete Schulversuche mit Gesamtschulen durchzuführen.  
Die Gesamtschule (geht auf die Idee der "Einheitsschule" zurück) wird bereits seit 1948 ge-
fordert. Während SPD und FDP für die Einführung der Integrierten Gesamtschule eintreten, 
sind CDU/CSU für die Beibehaltung des dreigliedrigen Schulsystems (Hauptschule, Real-
schule und Gymnasium). 
01.01.1970: Am 1. Januar 1970 gehen Kompetenzen der Außenhandelspolitik von den Mit-
gliedsländern auf die EG über (Beginn einer gemeinsamen EG-Außenhandelspolitik). 
31.07.1970: Das aktive Wahlalter wird am 31. Juli 1970 durch Grundgesetzänderung auf 18 
Jahre reduziert. 
01.08.1970: BdV-Präsident Dr. Herbert Czaja (1914-1997) erinnert am 1. August 1970 an "20 
Jahre Charta der deutschen Heimatvertriebenen" (x155/196): >>... Wir wiederholen mit Punkt 
7 des Memorandums der Deutschen Bundesregierung vom 29.5.1953 an Präsident Eisenho-
wer, einem Memorandum bei Beginn der Erörterungen über die Beendigung des Kriegszu-
standes mit Deutschland: "Keine deutsche Regierung wird je in der Lage sein, die Oder-
Neiße-Linie anzuerkennen. ..."  
Kurt Schumacher hat das wiederholt noch schärfer formuliert. 
Unser Grundgesetz spricht in Art. 116 klar von Deutschland in den Grenzen von 1937, darauf 
gründen die Artikel 23 und viele andere Artikel des Grundgesetzes. ...<< 
18.11.1970: Die Außenminister Scheel und Jendrychowski paraphieren am 18. November 
1970 in Warschau den deutsch-polnischen Vertrag (x064/71): >>... I. Die Bundesrepublik 
Deutschland und die Volksrepublik Polen stellen übereinstimmend fest, daß die bestehende 
Grenzlinie, deren Verlauf im Kapitel IX der Beschlüsse der Potsdamer Konferenz vom 2. Au-
gust 1945 von der Ostsee unmittelbar westlich von Swinemünde und von dort die Oder ent-
lang bis zur Einmündung der Lausitzer Neiße und die Lausitzer Neiße entlang bis zur Grenze 
mit der Tschechoslowakei festgelegt worden ist, die westliche Staatsgrenze der Volksrepublik 
Polen bildet. ...<< 
22.11.1970: Die Landsmannschaft Berlin-Mark Brandenburg verurteilt am 22. November 
1970 die Paraphierung des Warschauer Vertrages (x155/218): >>... Die Vertreibung von Mil-
lionen Menschen und die Annexion eines Viertels des deutschen Bodens werden nicht nur von 
deutscher Seite juristisch legitimiert, sondern - was schwerer wiegt - Vertreibung und Anne-
xion werden im Gegensatz zu allen geltenden Grundsätzen des Völkerrechts für die Zukunft 
als Mittel der Politik politisch und historisch gerechtfertigt. ...<< 
07.12.1970: Bundeskanzler Brandt unterzeichnet am 7. Dezember 1970 den "Warschauer 
Vertrag". Die Unverletzlichkeit der Oder-Neiße-Linie wird anerkannt.  
Brandts Kniefall vor dem Mahnmal im Warschauer Getto "geht damals um die Welt".  
1970: Ulrike Meinhof (1934-1976, Anführerin der radikalen "Rote Armee Fraktion") bekennt 
sich im Jahre 1970 zu offenen, geplanten Gewalttaten (x300/200): >>... Und wir sagen natür-
lich, die Bullen sind Schweine, wir sagen, der Typ in Uniform ist ein Schwein, das ist kein 
Mensch, und so haben wir nicht mit ihm zu reden, und es ist falsch, überhaupt mit diesen Leu-
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ten zu reden, und natürlich kann geschossen werden.<< 
13.01.1971: Das BdV-Präsidium erinnert am 13. Januar 1971 an den 100. Jahrestag der Grün-
dung des Deutschen Reiches vom 18.01.1871 (x155/222): >>Das Deutsche Reich ist derzeit 
politisch zwar nicht handlungsfähig, aber es besteht nach dem Grundgesetz und auch nach 
völkerrechtlicher und unbestrittener internationaler Auffassung in den Grenzen vom 31. De-
zember 1937 weiter. ...<< 
Dr. Hans Joachim Berbig (1935-2013) schreibt später über das Deutsche Reich (x287/181-
182): >>... Während die völkerrechtliche Identität des Deutschen Reiches über die Ereignisse 
des Zweiten Weltkriegs hinweg bis zu dessen Ende unzweifelhaft feststeht, entzündete sich 
die geschichts- und rechtswissenschaftliche Auseinandersetzung daran, ob und wann das 
Reich untergegangen sei.  
Wie Hans-Jörg Bücking betont, bedeutet die "Unconditional Surrender" noch keine politische 
Kapitulation Deutschlands als Ganzes; die militärischen Ereignisse tangierten die deutsche 
Staatlichkeit nicht. Auch die Verhaftung der "Regierung Dönitz" begründete noch nicht den 
Untergang des Deutschen Reiches; vielmehr bestand das Völkerrechtssubjekt trotz der militä-
rischen Niederlage fort, da die alliierten Mächte in ihrer ... Erklärung vom 5. Juni 1945 anläß-
lich der Übernahme der "Supreme Authority" ("Obersten Bundesbehörde") eine Einverleibung 
Deutschlands von sich wiesen. ...<< 
01.03.1971: Staatspräsident Georges Pompidou (1911-1974) erläutert am 1. März 1971 wäh-
rend einer Pressekonferenz den Aufbau einer Konföderation von europäischen Staaten (x128/-
281): >>... Es kann nur darum gehen, auf dem, was schon vorhanden ist, eine Konföderation 
von Staaten aufzubauen, die entschlossen sind, ihre Politik zu harmonisieren und ihre Wirt-
schaft zu integrieren. ...<< 
10.12.1971: Bundeskanzler Willy Brandt erhält am 10. Dezember 1971 in Oslo den Friedens-
nobelpreis. 
24.04.1972: Am 24. April 1972 gründen die Regierungen der EG-Mitgliedstaaten den Euro-
päischen Währungsverbund (erster Schritt zu einer Währungsunion). 
10.05.1972: Die "BILD-Zeitung" berichtet am 10. Mai 1972: >>Heftige Debatten um Ost-
verträge ... Freiherr von und zu Guttenberg (CSU): "Es heißt den Frieden gefährden, wenn 
man den Forderungen derer nachgibt, die die Menschen unterdrücken. Wer den Frieden will, 
muß für die Freiheit streiten - offen, ohne Vorbehalte und Umwege." 
Rainer Barzel (CDU): "Der Bundeskanzler sagt, durch die Verträge wird nichts verschenkt. 
Wer die deutschen Vorleistungen dieses Vertrags als nichts bezeichnet, hat zu Aussöhnung 
und Geschichte ein anderes Verhältnis als wir." ...<< 
11.05.1972: RAF-Mitglieder verüben am 11. Mai 1972 einen Sprengstoffanschlag auf das 
US-Hauptquartier der V. US-Armee in Frankfurt/Main. Bei dem Anschlag stirbt ein US-
Offizier und 13 Personen werden verletzt. 
17.05.1972: Der Deutsche Bundestag beschließt am 17. Mai 1972 die Ratifizierung des 
"Moskauer Vertrages" und des "Warschauer Vertrages".  
Die CDU/CSU-Fraktion stimmt nicht für diese Ostverträge, sondern entscheidet sich für Ent-
haltung.  
Die Bundesregierung stellt in ihren Erläuterungen zur Ratifizierung der Ostverträge fest 
(x024/270): >>... Solange eine friedensvertragliche Regelung noch aussteht, gelten die Rechte 
und Verantwortlichkeiten der 4 Mächte für Deutschland als Ganzes und für Berlin weiter.<< 
01.06.1972: Die RAF-Mitglieder Andreas Baader, Holger Meins und Jan-Carl Raspe werden 
am 1. Juni 1972 in Frankfort/Main verhaftet. Während eines Schußwechsels wird Baader an-
geschossen (Oberschenkelverletzung).  
21.12.1972: Der Grundlagenvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR 
wird am 21. Dezember 1972 unterzeichnet (Beschränkung der Hoheitsgewalt auf das jeweili-
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ge Staatsgebiet, Austausch ständiger Vertreter, Unverletzlichkeit der Grenzen, Antrag beider 
Staaten auf UNO-Mitgliedschaft). 
01.01.1973: Dänemark, Großbritannien und Irland treten am 1. Januar 1973 der EG bei und 
das Freihandelsabkommen mit Schweden, der Schweiz, Österreich und Portugal tritt in Kraft. 
29.03.1973: Die US-Kampftruppen ziehen am 29. März 1973 ihre letzten Einheiten aus Süd-
Vietnam ab.  
Der nordamerikanische Politikwissenschaftler Norman G. Finkelstein schreibt später in sei-
nem Buch "Die Holocaust-Industrie" über den US-Krieg in Vietnam (x169/88-89): >>... Nach 
dem Abzug der Amerikaner benötigte Vietnam, wie ein Historiker schreibt, dringend Hilfe. 
"Im Süden waren 9.000 von 15.000 Dörfern, 10 Millionen Hektar Ackerland sowie 5 Millio-
nen Hektar Wald zerstört; 1,5 Millionen Nutztiere waren getötet worden. Schätzungen zufolge 
gab es 200.000 Prostituierte, 800.000 Waisen, 180.000 Behinderte und 1 Million Witwen; alle 
sechs Industriestädte des Nordens waren schwer beschädigt, ebenso wie Provinz- und Di-
strikthauptstädte sowie 4.000 von 5.800 landwirtschaftlichen Gemeinden."  
Doch Präsident Carter verweigerte jegliche Wiedergutmachung und erklärte, daß "die Zerstö-
rung wechselseitig war". ...<< 
02.04.1973: Der EG-Rat beschließt am 2. April 1973 die Errichtung eines "Europäischen 
Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit". 
31.07.1973: Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe bestätigt am 31. Juli 1973 die Zuläs-
sigkeit des Grundlagenvertrages mit der DDR vom 21.12.1972 (x070/168).  
Die Bundesverfassungsrichter stellen im "Grundlagenvertragsurteil" vom 31. Juli 1973 klar, 
daß das Deutsche Reich völkerrechtlich weiterhin fortbesteht und mit der Bundesrepublik 
(teil)identisch ist (x028/169): >>... Das Deutsche Reich existiert fort, ... besitzt nach wie vor 
Rechtsfähigkeit, ist allerdings als Gesamtstaat mangels Organisation, insbesondere mangels 
institutionalisierter Organe selbst nicht handlungsfähig. ...<< 
Die Bundesrepublik Deutschland ist demnach völkerrechtlich nicht Rechtsnachfolger des 
Deutschen Reiches, weil das Deutsche Reich in den Grenzen von 1937 weiterhin existiert! 
11.12.1973: Durch Unterzeichnung des Prager Vertrages wird am 11. Dezember 1973 das 
Münchener Abkommen vom 29.09.1938 "als nichtig" erklärt (x024/269): >>Artikel I: Die 
Bundesrepublik Deutschland und die Tschechoslowakische Republik betrachten das Münche-
ner Abkommen vom 29. September 1938 im Hinblick auf ihre gegenseitigen Beziehungen 
nach Maßgabe dieses Vertrages als nichtig. ...<< 
22.03.1974: Die Volljährigkeit wird am 22. März 1974 von 21 auf 18 Jahre herabgesetzt, 
während man die Ehemündigkeit der Frauen von 16 auf 18 Jahre erhöht. Im Strafrecht gelten 
die jungen Menschen weiterhin bis zum Alter von 21 Jahren als Jugendliche (x175/699). 
24.04.1974: Günter Guillaume (1927-1995, ab 1950 MfS-Agent, seit 1972 persönlicher Refe-
rent des Bundeskanzlers Brandt) wird am 27. April 1974 wegen Spionage für die DDR ver-
haftet. Danach entwickelt sich der größte Spionagefall seit Bestehen der Bundesrepublik 
Deutschland. 
06.05.1974: Bundeskanzler Willy Brandt (1913-1992) tritt am 6. Mai 1974 infolge der "Spio-
nageaffäre Guillaume" zurück.  
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtet später (am 30.11.2013) über 
Willy Brandt (x887/...): >>Nicht nur sein Kniefall polarisierte 
Kein Kanzler der Bundesrepublik Deutschland war zeitlebens umstrittener als Willy Brandt ... 
Nach der Bundestagswahl 1969 entschied sich Brandt für eine Koalition mit der FDP. Mehre-
re bis heute wirkende Schlagworte und Zielsetzungen prägten Brandts Amtszeit in der sozial-
liberalen Koalition: "Wir wollen mehr Demokratie wagen", "Neue Ostpolitik", "Wandel durch 
Annäherung".  
Willy Brandts Kniefall am Mahnmal des Ghetto-Aufstandes in Warschau setzte im Dezember 
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1970 ein weltweit beachtetes Zeichen. Er war Ausdruck einer Politik gegenüber den Ost-
blockstaaten, die 1970 die Ostverträge mit der Sowjetunion und Polen zum ersten Ergebnis 
hatte.  
In beiden Verträgen wurde die Oder-Neiße-Linie faktisch als Westgrenze Polens anerkannt 
und auf jegliche Besitzansprüche aus der Vergangenheit verzichtet. 1971 erhielt Willy Brandt 
für diese gegen den entschiedenen Widerstand von CDU und CSU durchgesetzte Politik den 
Friedensnobelpreis. 1972 folgte der Grundlagenvertrag mit der DDR. Darin wurde der Allein-
vertretungsanspruch der Bundesrepublik aufgegeben. Am Ende stand zwar nicht die völker-
rechtliche Anerkennung der DDR, wie von dieser angestrebt, sondern die abgestufte staats-
rechtliche Anerkennung, doch mit diesem Schritt galt die DDR letztendlich als souverän.  
Erst sehr viel später wurde bekannt, in welchem Maße die Stasi der DDR jenseits der Ver-
handlungstische mitmischte. Als der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende Rainer Barzel 1972 ver-
suchte, Brandt über ein konstruktives Mißtrauensvotum zu stürzen, da scheiterte er an zwei 
fehlenden Stimmen aus dem eigenen Lager. Jeweils ein Abgeordneter der CDU und der CSU 
waren von der Stasi gekauft worden. Der Verrat kostete pro Stimme 50.000 Mark.  
Die dem Mißtrauensvotum noch im selben Jahr folgende vorgezogene Bundestagswahl brach-
te beiden Regierungsparteien Stimmengewinne. Um so überraschender war für die Öffentlich-
keit das rasche Ende der Regierung Brandt.  
Über den Hang "Weinbrand-Willys" zum Alkohol und seine überdurchschnittliche Zuwen-
dung zum weiblichen Geschlecht gab es massive Gerüchte. 1974 kursierte ein Geheimdossier 
des Bundeskriminalamtes, das akribisch auflistete, welche erotischen "Zuführungen" wann 
und wo stattgefunden hatten. In dieser - etwas längeren - Liste war nachzulesen, welche Da-
men dem Kanzler außerhalb des Ehebetts zu Diensten gewesen waren. Das Papier hatte Horst 
Herold, Präsident des Bundeskriminalamtes, veranlaßt, es war also amtlich. Das war schon 
pikant genug. 
Sehr viel schlimmer aber war der Umstand, daß der Referent des Kanzlers, der die Damen 
seinem Herrn auf den letzten Metern "zuführte", der enttarnte DDR-Spion Günter Guillaume 
war. Schlimmer noch: Brandt hatte dessen spezielle Dienste noch lange weiter in Anspruch 
genommen, nachdem der Hauptmann der Nationalen Volksarmee bereits in Verdacht geraten 
war. Die Stasi hatte weiter ungestört mithorchen können. ...<<  
05.08.1974: "Radio Prag" dementiert am 5. August 1974 angebliche Nachkriegsverbrechen an 
Deutschen (x025/71): >>... Man braucht nicht viel Phantasie, um zur Erkenntnis zu kommen, 
daß die rund um die sog. "Dokumentation" entfesselte Kampagne über an Deutschen began-
gene Verbrechen eine schamlose Geschichtsfälschung bedeutet.<< 
09.10.1975: Die "BILD-Zeitung" berichtet am 9. Oktober 1975: >>2,3 Milliarden - Polen 
läßt Deutschstämmige raus  
Verträge mit Polen: Kredit der Bundesrepublik von 1 Milliarde Mark und 1,3 Milliarden Pau-
schale für in ehemals deutschen Gebieten Lebende mit Ansprüchen an die deutsche Renten-
versicherung. Dafür sollen weitere 125.000 Deutschstämmige in die Bundesrepublik ausreisen 
dürfen.<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtet später über das 
deutsch-polnische Rentenabkommen (x268/215): >>Polen kassierte aufgrund des Rentenab-
kommens vom 9. Oktober 1975 1,3 Milliarden DM und zugleich einen "Jumbo-Kredit" von 
über einer Milliarde, der später weitgehend erlassen wurde. Weitere Milliardenkredite folgten 
nach 1990, und der Erlaß ist auch hier wohl nur eine Frage der Zeit. ...<< 
1975: Der deutsche Journalist Wilfried Ahrens veröffentlicht im Jahre 1975 eigenmächtig die 
seit 1954 vom Bundesministerium für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte erstell-
te "Dokumentation der Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa".  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtet später über die unbe-
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fugte Veröffentlichung dieser brisanten Dokumentation (x025/194-195): >>Dieser "Raub-
druck" blieb umstritten, bis die Unterlagen dann wenige Wochen nach dem Bonner Regie-
rungswechsel vom Oktober 1982 freigegeben wurden. 
Ähnliche Querelen wie bei der Dokumentation der Vertreibungsverbrechen gab es übrigens 
auch um die Dokumentation "Zur Geschichte der deutschen Kriegsgefangenen des Zweiten 
Weltkrieges", die über 10 Jahre in den Kellern eines Bielefelder Verlages unter Verschluß lag, 
bevor die Bücher verkauft werden durften.<< 
19.02.1976: Der CDU-Abgeordnete Karl Carstens (1914-1992, späterer Bundespräsident) kri-
tisiert am 19. Februar 1976 im Bundestag die unbefriedigende Berichterstattung über die Ver-
treibungsverbrechen an Deutschen (x025/210): >>Herr Kollege Brandt hat gesagt, man könne 
Aussöhnungspolitik nicht mit halbem Herzen betreiben, ... aber man kann Aussöhnungs- und 
Verständigungspolitik auch nicht mit halben Wahrheiten bestreiten. ...<< 
09.09.1976: Mao Zedong stirbt am 9. September 1976 im Alter von 82 Jahren an den Folgen 
der Parkinsonschen Krankheit (x175/706).  
Nach Maos Tod entbrennt ein erbitterter Machtkampf um die Führung der Kommunistischen 
Partei Chinas. Die sogenannte "Viererbande" (linksradikale Fraktion um Maos Witwe Jiang 
Qing) wird schließlich mit Hilfe der chinesischen Armee durch die pragmatisch-gemäßigten 
Kommunisten ausgeschaltet. 
18.10.1977: In Mogadischu stürmt die deutsche Spezialeinheit GSG 9 am 18. Oktober 1977 
das von Terroristen entführte Flugzeug der Lufthansa. Bei der Stürmung der "Landshut" wer-
den innerhalb von neunzig Sekunden sämtliche Passagiere aus der Maschine befreit und drei 
Entführer getötet.  
Die zu lebenslanger Haft verurteilten RAF-Terroristen Andreas Baader, Gudrun Ensslin und 
Jan-Carl Raspe begehen am gleichen Tag in Stuttgart-Stammheim in ihren Zellen Selbstmord. 
Februar 1978: Die Exilzeitschrift "Svedectvi" ("Das Zeugnis") veröffentlicht im Februar 
1978 die "Thesen zur Vertreibung" des slowakischen Historikers Danubius (eigentlich Jan 
Mlynarik, 1933-2012).  
In diesem Bericht kritisiert Danubius besonders die tschechoslowakischen Historiker wegen 
ihres Mangels an Mut, sich mit den Ursachen und Folgen der Menschenrechtsverletzungen 
auseinanderzusetzen (x020/150-151): >>... Der Transfer der tschechoslowakischen Deutschen 
ist vor allem eine Angelegenheit des Studiums der tschechoslowakischen Geschichtsschrei-
bung und Literatur, unser offenes, umgangenes und häufig peinlich interpretiertes Problem. ... 
Gegen die tschechoslowakischen Deutschen wurde so vorgegangen, wie die deutschen Faschi-
sten und die Gestapo gegen die Juden vorgegangen sind ... Man ist gegen sie so vorgegangen, 
wie gegen die Häftlinge der Konzentrationslager des faschistischen Deutschlands gegen Ende 
des Krieges, die Todesmärsche eingeschlossen. ... 
Die Aussiedlung der tschechoslowakischen Deutschen ist nicht nur eine deutsche Tragödie, 
sondern es ist auch unsere Tragödie. Mit ihr und mit ihren Folgen müssen wir uns, vor allem 
selber unter uns und für uns, auseinandersetzen.  
Was deutsch ist, im Bösen wie im Guten, das überlassen wir den Deutschen. Unsere Schuld 
müssen wir in voller Eigenverantwortung selbst erkennen, wenn wir nicht weitere, sich wie-
derholende Handlungen dieser Tragödie erleben wollen.<< 
06.07.1978: Der Europäische Rat beschließt am 6./7. Juli 1978 in Bremen ein Europäisches 
Währungssystem (EWS) und eine Europäische Währungseinheit (ECU). 
22.01.1979: Das Dritte Programm des 1. Deutschen Fernsehens zeigt am 22. Januar 1979 die 
erste von 4 Folgen der US-Fernsehserie "Holocaust".  
In dieser 428 Minuten langen Serie über die Verfolgung und Vernichtung der europäischen 
Juden durch das NS-Regime wird besonders das persönliche Schicksal der jüdischen Familie 
Weiss geschildert. Diese 4 Fernsehsendungen werden von 15 bis 20 Millionen Deutschen ge-
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sehen und lösen fast 34 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges heftige Publikumsre-
aktionen und Diskussionen über die Ermordung der europäischen Juden aus.  
Der aus der Bibel stammende Begriff "Holocaust" (griechisch, "Brandopfer") wird danach 
zum Begriff für den Völkermord an den europäischen Juden (x175/735). 
10.06.1979: In der Bundesrepublik Deutschland werden am 10. Juni 1979 erstmalig Abgeord-
nete für das Europäische Parlament gewählt.  
Von den 410 Abgeordneten aus 9 Ländern stellen die Deutschen 81. Das EU-Parlament kann 
zwar noch keine Gesetze erlassen, sondern erfüllt nur beratende und kontrollierende Funktio-
nen, beschließt aber bereits den ersten eigenen Haushalt. 
1979: Meinungsumfragen in der Bundesrepublik Deutschland zur "Nutzung der Kernenergie" 
im Jahre 1979 ergeben folgende Ergebnisse (x149/225): >>... 30 % "Wir müssen weitere 
Kernkraftwerke bauen." 
37 % "Wir sollten keine neuen Kernkraftwerke mehr bauen, aber die bestehenden weiter-
betreiben."  
24 % "Wir sollten mit der Erzeugung von Kernenergie ganz aufhören und die bestehenden 
Kernkernkraftwerke stillegen."  
9 % (sind) unentschieden.<< 
13.01.1980: Am 13. Januar 1980 schließen sich die bisher nur lokal und regional organisierten 
"Grünen" und die "Grüne Aktion Zukunft" während ihres Gründungsparteitages in Karlsruhe 
zur Bundespartei "Die Grünen" zusammen. 
Die neue Bundespartei "Die Grünen" wird zunächst von Petra Kelly (1947-1992), August 
Haußleiter (1905-1989) und Norbert Mann geführt. Zu den wesentlichen politischen Grund-
sätzen dieser sog. Umweltpartei zählen damals: "Ökologie, Basisdemokratie, Sozial-Sozialis-
mus.  
Nach den ersten Wahlerfolgen der "Grünen", die vor allem die wachsende Umweltzerstörung 
bekämpfen wollen, schließen sich sofort zahlreiche gescheiterte, aber kampferprobte linksra-
dikale Akteure (Spontis und Marxisten) der 68er Bewegung (Josef Fischer, Jürgen Trittin, 
Daniel Cohn-Bendit, Thomas Ebermann, Hubert Kleinert, Rezzo Schlauch, Hans-Christian 
Ströbele, Otto Schily und viele andere Linksradikale) dieser sanften Umweltpartei der selbst-
ernannten Weltverbesserer an und verdrängen anschließend relativ schnell und problemlos die 
kampfunerfahrenen, naiven Parteigründer sowie die Parteiführung der "Grünen" aus allen 
wichtigen Führungspositionen der Partei. 
23.05.1980: Die "Augsburger Allgemeine" berichtet am 23. Mai 1980 über den Lehrstoff 
nordamerikanischer Hochschulen (x025/210-211): >>... Schon der Preußen-König Friedrich 
Wilhelm I. erscheint als "Potsdam-Führer"; die preußische Armee war eine gigantische Straf-
anstalt. Die demokratische Nationalversammlung von 1848 zeigte rassistische Neigungen. Die 
ganze deutsche Bevölkerung hat die Ausrottung der Juden gekannt und gebilligt.  
Überhaupt führt ein gerader Weg von Luther über das 18. und 19. Jahrhundert bis zur Nazi-
Barbarei. Die Hitler-Attentäter vom 20. Juli 1944 waren Nazis, und der ehemalige Kanzler 
Kiesinger ist ein Ex-Nazi. Die deutsche Geschichte wirkt wie ein überdimensionales Verbre-
cheralbum; die Vertreibungsverbrechen werden nicht erwähnt.<< 
01.01.1981: Griechenland tritt am 1. Januar 1981 als zehntes EG-Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaft (EG) bei. 
28.01.1981: Rudolf Mühlfenzl (1919-2000, Chefredakteur des Bayerischen Fernsehens) kriti-
siert am 28. Januar 1981 die systematische Verdrängung der Vertreibungsverbrechen in Ost-
Mitteleuropa (x025/193): >>Es ist unglaublich, daß über die Jahre voller menschlicher 
Schicksale so lange nicht gesprochen wurde. ...<< 
28.02.1981: Etwa 100.000 Atomkraftgegner protestieren am 28. Februar 1981 trotz des tota-
len Demonstrationsverbotes gegen den Bau des Kernkraftwerkes Brokdorf an der Unterelbe.  
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Bei der "Schlacht um Brokdorf" werden Hunderte von Polizisten und Demonstranten verletzt. 
1981: Bundeskanzler Helmut Schmidt (1918-2015, deutscher Bundeskanzler von 1974-82, 
herausragender Politiker der deutschen Sozialdemokratie) warnt im Jahre 1981 während einer 
DGB-Versammlung in Hamburg (x268/180): >>... Wir können nicht noch mehr Ausländer 
verdauen, das gibt Mord und Totschlag.<<  
23.02.1982: Die Bevölkerung Grönlands stimmt am 23. Februar 1982 in einer Volksbefra-
gung für den EG-Austritt. 
10.06.1982: In Bonn demonstrieren am 10. Juni 1982 etwa 400.000 Menschen gegen die Auf-
rüstung im Osten und Westen. 
01.10.1982: Bundeskanzler Helmut Schmidt wird am 1. Oktober 1982 durch ein konstruktives 
Mißtrauensvotum des deutschen Bundestages gestürzt.  
Die FDP schließt danach eine Koalition mit der CDU/CSU. Helmut Kohl (CDU) wird neuer 
Bundeskanzler.  
Die "BILD-Zeitung" berichtet damals: >>Eine neue Ära: Kohl wird Kanzler  
Erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik ist am 1. Oktober in Bonn ein konstruktives 
Mißtrauensvotum erfolgreich: Der Bundestag stürzt damit Bundeskanzler Helmut Schmidt 
und beendet dadurch nach 13 Jahren die SPD/FDP Herrschaft. ...  
Der 1930 in Ludwigshafen geborene Pfälzer spricht in seiner Regierungserklärung erstmals 
von einer geistig-politischen Wende, die es zu erreichen gelte. ...<< 
19.06.1983: Die zehn EG-Mitgliedstaaten beschließen am 19. Juni 1983, eine Europäische 
Union zu gründen. 
29.06.1983: Die "BILD-Zeitung" berichtet am 29. Juni 1983 über eine westliche "Finanzsprit-
ze für die marode Ostwirtschaft": >>Strauß verschafft DDR Milliardenkredit 
Seit 1970 hat die DDR weit über ihre Verhältnisse gelebt. Die Verschuldung im Westen stieg 
von 2 Milliarden (1970) auf 27,9 Milliarden Valuta-Mark (1980). ... Der bayerische Minister-
präsident vermittelt einen Milliarden-Kredit, den ein Bankenkonsortium an die DDR vergibt 
(Führung: Bayerische Landesbank). Die Bundesregierung übernimmt am 29. Juni die Bürg-
schaft. ...<< 
08.05.1985: Bundespräsident Richard von Weizsäcker (1920-2015) hält zum 40. Jahrestag der 
deutschen Kapitulation am 8. Mai 1985 eine Rede im Bundestag. 
Die "BILD-Zeitung" berichtet über diese Rede Weizsäckers: >>Weizsäckers große Rede 
zum 8. Mai 
Der Bundespräsident Richard von Weizsäcker hält eine aufsehenerregende Rede zum 40. Jah-
restag des Kriegsendes.  
Vor dem Bundestag erklärt er: "Der 8. Mai war ein Tag der Befreiung. Er hat uns alle befreit 
von dem menschenverachtenden System der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft. Nie-
mand wird um dieser Befreiung willen vergessen, welche schweren Leiden für viele Men-
schen mit dem 8. Mai erst begannen und danach folgten. Aber wir dürfen nicht im Ende des 
Krieges die Ursache für Flucht, Vertreibung und Unfreiheit sehen. Sie liegt vielmehr in sei-
nem Anfang und im Beginn jener Gewaltherrschaft, die zum Krieg führte. ..."<< 
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtet später über die Rede 
Weizsäckers zum 40. Jahrestag des Kriegsendes (x268/102-103): >>... Natürlich war das 
Kriegsende für die Insassen der Konzentrationslager, für die politischen Häftlinge in den Ge-
fängnissen und für die vielen Regimekritiker eine Erlösung.  
Auf der anderen Seite der Bilanz standen die "ethnische Säuberung" in den Vertreibungsge-
bieten (rund 30 Prozent des deutschen Siedlungsgebiets), die Spaltung von Restdeutschland 
und die neue Diktatur in der sowjetischen Besatzungszone. Dann waren da noch die Zwangs-
arbeit von Millionen deutscher Kriegsgefangener und Zivilisten, die Millionen Vergewalti-
gungen durch die Rote Armee, die neuen Konzentrationslager in der sowjetischen Besat-
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zungszone und die Hungerpolitik der Westalliierten in ihren Zonen ...<< 
01.01.1986: Nach dem Beitritt Spaniens und Portugals umfaßt die EG am 1. Januar 1986 
zwölf Mitglieder. 
26.04.1986: In der Ukraine ereignet sich am 26. April 1986 der bisher schwerste Unfall in der 
Geschichte der friedlichen Nutzung der Kernenergie.  
Bei diesem Super-GAU (Größter Anzunehmender Unfall) im Kernkraftwerk Tschernobyl 
wird 40- bis 50mal soviel Radioaktivität freigesetzt, wie bei der Atombombenexplosion in 
Hiroshima (Japan) im Jahre 1945 (x175/790). 
31.10.1986: In ihrer Stellungnahme zur Frage der Entschädigung für NS-Zwangsarbeiter ver-
tritt die Bundesregierung am 31. Oktober 1986 nach wie vor den Standpunkt, daß es hier um 
zurückgestellte Reparationsforderungen nach dem Londoner Schuldenabkommen vom 27. 
Februar 1953 geht (x151/55): >>Bei Forderungen nach Entschädigung von Zwangsarbeit han-
delt es sich um Reparationsforderungen in Zusammenhang mit dem Zweiten Weltkrieg. ...<< 
08.01.1987: Der deutsche Historiker Michael Wolffsohn schreibt am 8. Januar 1987 in der 
"Frankfurter Allgemeinen Zeitung" über die unterschiedlichen Formen und Anwendungen des 
Rassismus (x268/88-89): >>... Das Instrument des Antigermanismus ist ebenso wirksam wie 
das des Antijudaismus, der sich ebenfalls von seinem Objekt verselbständigt hat. Der Antiju-
daismus hat mit dem realen Juden, wenn überhaupt, nur sehr wenig gemein. Der Antigerma-
nismus zeichnet, verzeichnet und überzeichnet das heutige Deutschland, ebenso wie einst der 
Jude nur als Fratze dargestellt wurde. Seit Jahrtausenden leben die Juden mit dem Antijuda-
ismus, die Deutschen werden sich wohl oder übel, an die Allgegenwart des Antigermanismus 
gewöhnen müssen. ...<< 
05.02.1987: Markus Wolf (1923-2006), seit mehr als 30 Jahren Geheimdienstchef der DDR, 
erklärt am 5. Februar 1987, daß er im November 1987 aus dem Staatssicherheitsdienst aus-
scheiden wird.  
Wolf gibt sich später in seinem Buch "Troika" als Befürworter der Reformpolitik Gorbat-
schows zu erkennen. Sein Ex-Chef Erich Mielke läßt ihn deshalb überwachen. 
17.08.1987: Der letzte Häftling im Kriegsverbrechergefängnis Spandau, der 93jährige Rudolf 
Heß (ehemaliger Stellvertreter Hitlers), erhängt sich am 17. August 1987 in seiner Zelle. 
07.09.1987: Erich Honecker (Staats- und Parteichef der DDR) stattet der Bundesrepublik 
Deutschland vom 7. bis zum 11. September 1987 einen offiziellen Staatsbesuch ab.  
Erich Honecker betont damals während seiner Rede in Bonn (x092/1136): >>Die Entwicklung 
unserer Beziehungen ... ist von den Realitäten dieser Welt gekennzeichnet und sie bedeuten, 
daß Sozialismus und Kapitalismus sich ebensowenig vereinigen lassen wie Feuer und Wasser 
... 
Wenn wir gemeinsam hinwirken, ... dann wird auch der Tag kommen, an dem Grenzen uns 
nicht mehr trennen, sondern vereinen, so wie uns die Grenze zwischen der DDR und der 
Volksrepublik Polen vereint.<< 
31.12.1987: Die Wartezeiten für einen "Trabi" betragen am 31. Dezember 1987 in der DDR 
etwa 12,5 Jahre, während man auf den "Wartburg" oder "Lada" sogar 16,5 bzw. 17 Jahre war-
ten muß  
1987: Otto Uhlitz (Staatsrechtler und ehemaliger enger Mitarbeiter Willy Brandts) kritisiert 
im Jahre 1987 die deutsche Ausländerpolitik (x268/193): >>Es kann nicht angehen, daß we-
gen Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmens bestraft wird, wer die Staatsform 
der Bundesrepublik Deutschland abschaffen will, während der, der das deutsche Staatsvolk in 
der Bundesrepublik abschaffen und durch eine multikulturelle Gesellschaft ersetzen und auf 
deutschem Boden einen Vielvölkerstaat etablieren will, straffrei bleibt.  
Das eine ist korrigierbar, das andere nicht und daher viel verwerflicher und strafwürdiger. 
Diese Rechtslage wird auch der Generalbundesanwalt nicht auf Dauer ignorieren können. 
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...<< 
25.02.1988: Die UdSSR ordnet am 25. Februar 1988 den vorzeitigen Abzug der sowjetischen 
Mittelstreckenraketen aus der DDR und der Tschechoslowakei an. 
11.05.1988: Die Bundesregierung beschließt am 11. Mai 1988 einen Gesetzentwurf zur Post-
reform.  
Die Post soll zukünftig in 3 weitgehend unabhängige Bereiche aufgeteilt werden. Kritiker be-
fürchten u.a. Massenentlassungen und Serviceverschlechterungen in ländlichen Gebieten. 
01.10.1988: Michail Gorbatschow (Generalsekretär der KPdSU) wird am 1. Oktober 1988 
zum Vorsitzenden des Obersten Sowjet gewählt.  
Gorbatschow, der als Reformer gilt, weiß damals längst, daß er die zunehmenden Versor-
gungsengpässe in der Sowjetunion ohne westliche Hilfe nicht lösen kann.  
27.07.1989: Die sowjetische Regierung beschließt am 27. Juli 1989, daß die 3 baltischen So-
wjetrepubliken Estland, Lettland und Litauen ab 1990 wirtschaftliche Autonomie erhalten 
sollen. 
11.09.1989: Die ungarische Regierung läßt am 11. September 1989 die Grenzen nach Öster-
reich öffnen.  
Danach fliehen innerhalb von 3 Tagen rund 15.000 DDR-Bürger nach Österreich bzw. in die 
Bundesrepublik (x175/820). 
25.09.1989: In Leipzig protestieren am 25. September 1989 rd. 5.000 DDR-Bürger für Re-
formen. 
02.10.1989: In Leipzig wird am 2. Oktober 1989 die bisher größte Demonstration (rd. 20.000 
Teilnehmer) durch Volkspolizisten gewaltsam beendet. 
06.10.1989: Der sowjetische Staats- und Parteichef Michail Gorbatschow fordert die SED-
Führung am 6. Oktober 1989 anläßlich des 40. Jahrestages der DDR-Gründung indirekt auf, 
Reformen einzuleiten ("Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben" ...). 
09.10.1989: In Leipzig duldet die SED-Regierung am 9. Oktober 1989 erstmals eine Demon-
stration von 50.000-70.000 Teilnehmern ("Wir sind das Volk - keine Gewalt ..."). 
Das Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" (2/1990) berichtet später über diese Demonstration in 
Leipzig (x298/241): >>Eine seltsame Spannung liegt an diesem nach welkem Laub und 
Braunkohle riechenden 9. Oktober über der Stadt.  
Gerüchte schwirren: Die Betriebskampfgruppen, so daß härteste, haben für heute Schießbefehl 
erhalten. Mit Blaulicht umkurven lange LKW-Kolonnen, beladen mit Volkspolizei, den Ring, 
der die Leipziger Innenstadt einfaßt. 
In der Nikolaikirche, wo montags um 17 Uhr das traditionelle Friedensgebet beginnt, ist be-
reits eine halbe Stunde zuvor nicht einmal mehr ein Stehplatz frei. Vor der Kirche wird die 
Menge immer dichter. Sie schweigt. 
Um sechs, als die Nikolaikirche die 3.000 Frommen und Neugierigen entläßt, die drinnen 
Platz gefunden haben, ist der Karl-Marx-Platz schwarz von Menschen, 20.000 mindestens. 
Zaghaft ertönen erste Rufe: "Gorbi, Gorbi", "Demokratie jetzt". 
Plötzlich ohne erkennbare Regie, setzt sich der Zug von der Nikolaikirche in Bewegung. 
"Schließt euch an, schließt euch an", skandieren die Marschierer. 
Als die Spitze der Kolonne den Platz der Republik vor dem Leipziger Hauptbahnhof erreicht, 
sind dem Ruf rund 70.000 gefolgt. Junge Leute und ältere, Männer mit langen Haaren und 
solche mit akkuratem Messerschnitt. "Gorbi, Gorbi", schallt es zu den Häuserfronten hoch 
und vom Beton verstärkt, zurück. Auch ältere Ehepaare, den obligaten Einkaufsbeutel am 
Handgelenk, klatschen dazu rhythmisch in die Hände: "Wir sind das Volk, wir sind das Volk." 
Die Vopo ist kaum zu sehen. Die Stasi hat sich verkrümelt. Hinter verschlossenen Bahnhofs-
türen stehen einige Dutzend martialische Gestalten mit Helmen und Knüppeln, das ist alles. 
Doch die Demonstranten gucken nicht einmal hin. Der Lindwurm kriecht um die Stadt, die 
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Parolen wiederholen sich: "Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit", "Keine Gewalt", und immer 
wieder "Gorbi, Gorbi". 
So plötzlich, wie sich der Zug gebildet hat, löst er sich auf. "Heute waren wir 70.000", sagt 
einer um die 50 selbstbewußt und angstfrei, "nächsten Montag werden es 100.000 sein". ...<< 
16.10.1989: Mehr als 120.000 Demonstranten ziehen am 16. Oktober 1989 durch Leipzig. 
18.10.1989: Staats- und Parteichef Erich Honecker (1912-1994) tritt zurück und wird am 18. 
Oktober 1989 durch Egon Krenz abgelöst. 
04.11.1989: Über 1.000.000 Ost-Berliner demonstrieren am 4. November 1989 für Freiheit 
und Demokratie (x175/820).  
Es ist die größte freie Demonstration, die jemals in der DDR stattfindet. 
09.11.1989: Die SED-Führung (Egon Krenz) verkündet am 9. November 1989 die Grenzöff-
nung nach Westdeutschland und West-Berlin. 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schreibt später über den Zusammenbruch der 
DDR und die friedliche deutsche Wiedervereinigung im Jahre 1990 (x283/246-248): >>... Als 
der wachsende Schuldenberg die Aussicht auf den Staatsbankrott für 1991 erkennen ließ, bot 
der Devisenbeschaffer Schalck-Golodkowski am 6. November 1989 der Bundesregierung an, 
für eine weitere Zusage von 12 bis 13 Milliarden D-Mark die Berliner Mauer zu öffnen.  
Dies wurde verweigert. Drei Tage später fiel die Mauer ohne einen weiteren Heller Bruderhil-
fe. ... 
Die wachsende Verschuldung der DDR führt zu der Frage, ob das System ohne die wiederhol-
ten Kredite vom Klassenfeind nicht schon vorher zusammengebrochen wäre. Umgekehrt wüß-
te man gern, was den Arbeiter- und Bauernstaat hätte retten können. Da ist guter Rat teuer. ... 
Jede Reform hätte das System weiter unterhöhlt. Je mehr Freiheiten gewährt worden wären, 
desto mehr wären gefordert worden. Was immer das Regime tat, war falsch, weil es selbst 
falsch war, so falsch wie die Wahlergebnisse, auf die es sich stützte. Als dann Gorbatschow 
Glasnost und Perestroika ausrief und der gesamte sozialistische Ostblock ins Wanken geriet, 
entfiel auch die Existenzgrundlage für den SED-Staat. 
Unklar bis zuletzt blieb, ob das Regime kampflos abtreten würde. ... Höhepunkt der Spannung 
war die Montagsdemonstration um die Leipziger Nikolaikirche am 9. Oktober 1989. 8.000 
Soldaten der Nationalen Volksarmee hatten die Altstadt umstellt. Für die Krankenhäuser wa-
ren Sonderschichten angeordnet, die Blutkonserven aufgestockt, die Kühlräume der Schlacht-
häuser für die erwarteten Leichen freigeräumt. Das "Neue Deutschland" hatte das Vorgehen 
der chinesischen Ordnungskräfte gegen die Konterrevolutionäre auf dem Platz des Himmli-
schen Friedens mit seinen Aberhunderten von Toten beifällig kommentiert. War in Leipzig 
nicht ein Gleiches zu erwarten? 
... Das Blutbad an der Nikolaikirche unterblieb. Was hätte es auch genützt? Den Bruch mit 
Bonn und eine Verzögerung des Endes mit sinnlosen Opfern! Deren gab es doch wahrlich 
schon genug. Moskau hatte den Herren vom Staatsrat die militärische Unterstützung entzogen. 
Tief enttäuscht waren sie nun klug genug, es nicht zum Äußersten kommen zu lassen. Sie ga-
ben zwar nicht freiwillig, aber kampflos auf, was auch gewaltsam nicht auf Dauer zu halten 
gewesen wäre. Durch das, was damals nicht geschah, war Leipzig eine Sternstunde. ...<< 
18.03.1990: In der DDR finden am 18. März 1990 die ersten freien Wahlen zur Volkskammer 
der DDR statt - "Allianz für Deutschland" aus CDU, DSU und DA = 48,2 %, SPD = 21,8 %, 
PDS = 16,3 % ... -. Die Wahlbeteiligung liegt bei 93,2 % (x101/173). 
19.03.1990: Die Berliner Zeitung "TAZ" berichtet am 19. März 1990 über die ersten freien 
Wahlen zur Volkskammer der DDR (x303/173): >>... Kohl hat sich im Wahlkampf für den 
Anschluß, für die Teilhabe der DDR-Bürger am westlichen Wohlstand, für das Versprechen 
von der Erlösung vom Dasein eines Deutschen zweiter Klasse verbürgt. 
Eine Mehrheit der DDR-Wähler wollte Gleichheit jetzt – und sei es nur als Garantie von ma-
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teriellen Symbolen der Gleichheit.<< 
07.04.1990: Das niederländische Wochenmagazin "Elsevier" veröffentlicht am 7. April 1990 
ein Interview mit dem polnischen Politiker Lech Walesa (seit Dezember 1990 bis Ende 1995 
Staatspräsident) über die polnischen Sorgen nach der deutschen Wiedervereinigung 
(x309/45): >>... Es gibt auch allen Grund für Besorgnis. Und nicht nur die Polen müssen sich 
Sorgen machen, sondern auch Europa und eigentlich die ganze Welt.  
Wir haben genügend Erfahrungen mit einem vereinigten Deutschland gemacht, die Deutschen 
übrigens selbst auch. Aber ich bin davon überzeugt, daß beide, sowohl Europa als auch 
Deutschland, eine Reihe von Schlußfolgerungen aus der Vergangenheit gezogen haben. Und 
ich werde eine Äußerung machen, die mich in Deutschland nicht populär machen wird, aber 
ich schrecke nicht davor zurück:  
Falls die Deutschen von neuem Instabilität in Europa verursachen sollten, in welcher Form 
auch immer, dann wird es in Zukunft nicht mehr zu einer Teilung Deutschlands kommen, son-
dern wird Deutschland von der Landkarte ausradiert werden. Mit der fortgeschrittenen Tech-
nologie sind Ost und West gemeinsam imstande, dieses Urteil zu vollstrecken. Falls Deutsch-
land nochmals beginnt, gibt es keine andere Lösung. ...<< 
19.05.1990: Der deutsche Schriftsteller Günter Grass (1927-2015, erhält 1999 den Nobelpreis 
für Literatur) erklärt am 19. Mai 1990 zur geplanten Wiedervereinigung Deutschlands (x303/-
173): >>... Mein erster Eindruck ist der, daß in Ermangelung eines weiterreichenden Gedan-
kens die D-Mark der zentrale Begriff geworden ist. ... 
Der Ruf nach Freiheit ist durch eine Art von DM-Freiheit und Konsumfreiheit ersetzt worden. 
Die absurdeste Koppelung habe ich in der DDR auf einem Plakat gelesen: Freiheit ist Lei-
stung – dümmer habe ich das Wort Freiheit noch nie interpretiert gesehen.<<  
01.07.1990: Am 1. Juli 1990 beginnt die erste Stufe der Europäischen Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion. 
22.08.1990: Die DDR-Volkskammer beschließt am 22. August 1990 den Beitritt der DDR 
nach Artikel 23 des Deutschen Grundgesetzes (Termin: 3. Oktober 1990). 
12.09.1990: In Moskau wird am 12. September 1990 das Abschlußdokument der "Zwei-plus-
Vier-Verhandlungen" von den Außenministern der beteiligten Länder unterzeichnet. 
Der deutsche Staats- und Völkerrechtler Dieter Blumenwitz schreibt später über den sog. 
"Zwei-plus-Vier-Vertrag" (x151/56): >>... Die Vorgaben für die 2+4-Verhandlungen lauteten: 
"Kein Friedensvertrag, sondern eine völkerrechtlich verbindliche Regelung über die äußeren 
Aspekte der Herstellung der deutschen Vereinigung". ...<< 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schreibt später über den sog. "Zwei-plus-Vier-
Vertrag" (x283/249): >>... Mit dem Fall der Mauer war das Ende der Spaltung zum Greifen 
nahe, aber ohne das Placet (Bestätigung) aus Moskau nicht erreichbar.  
Dort war man grundsätzlich zu einer Zustimmung bereit, allerdings unter der Bedingung, daß 
Gesamtdeutschland neutral sei. Eine Mitgliedschaft in der NATO wurde zunächst nicht ak-
zeptiert. Es bedurfte langer zäher Verhandlungen und erheblicher materieller Zuwendungen, 
deren Höhe – angeblich 8 Milliarden - sowohl Gorbatschow als auch Helmut Kohl in ihren 
Memoiren schamhaft verschweigen, bis endlich am 12. September 1990 der Zwei-plus-Vier-
Vertrag unterzeichnet und die Westbindung der erweiterten Bundesrepublik anerkannt und 
dingfest war.<< 
02.10.1990: Ministerpräsident Lothar de Maizière erklärt am 2. Oktober 1990 während einer 
Fernsehansprache (x298/251): >>... Es ist ungewöhnlich, daß sich ein Staat freiwillig aus der 
Geschichte verabschiedet. Ebenso ungewöhnlich und widernatürlich war aber auch die Tei-
lung unseres Landes. 
In wenigen Stunden tritt die Deutsche Demokratische Republik der Bundesrepublik Deutsch-
land bei. Wir Deutschen erreichen die Einheit in Freiheit. 
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Ich glaube, wir alle haben Grund, uns zu freuen und dankbar zu sein. Wir lassen ein System 
hinter uns, daß sich demokratisch nannte, ohne es zu sein. Seine Kainszeichen waren die Un-
freiheit des Geistes und das verordnete Denken, Mauer und Stacheldraht, der Ruin der Wirt-
schaft und die Zerstörung der Umwelt, die ideologisch kalkulierte Gängelung und das ge-
schürte Mißtrauen. 
An die Stelle dieser Tyrannei sind Rechtstaatlichkeit, Demokratie und Menschenwürde getre-
ten. Unser Weg in die Freiheit war nicht gefahrlos und war nicht unumstritten. Wir danken 
denjenigen, die unbeirrt ihren Weg gingen und ihren demokratischen Willen furchtlos zum 
Ausdruck brachten. Da sie sich von der Angst befreit hatten, konnten sie auch die Freiheit 
erzwingen. 
Wir wissen, daß wir diesen Weg nicht ohne das neue Denken in der Sowjetunion und ohne die 
Unterstützung unserer Nachbarn im Osten hätten gehen können. Wir danken ... auch dem Ver-
ständnis der Vier Mächte und ihrer Verständigungsbereitschaft, die für die deutsche Einheit 
Voraussetzung war. 
Wir sind jetzt Bürger eines gemeinsamen deutschen Staates, und mit der Länderbildung, die 
sich in wenigen Tagen vollzieht, werden wir gleichzeitig wieder Bürger von Thüringen und 
Sachsen, von Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern sein. 
Wir können uns wieder auf die Kräfte besinnen, die aus der Geschichte und den Traditionen 
dieser Länder herrühren. Das Diktat des Zentralismus mit seinen ortsfernen Entscheidungen 
und die Auszehrung des übrigen Landes finden endlich ihr Ende. Und, so will es der Eini-
gungsvertrag, das geeinte Berlin wird Hauptstadt Deutschlands sein. 
Mit der Einheit in Freiheit wird Wirklichkeit, was viele kaum mehr für möglich hielten. Die 
40jährige Teilung unseres Landes ist überwunden.<< 
03.10.1990: Die Deutsche Demokratische Republik tritt am 3. Oktober 1990 der Bundesrepu-
blik Deutschland bei.  
Gemäß Einigungsvertrag vom 29.09.1990 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik werden die Länder Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen am 3. Oktober 1990 Länder der Bundes-
republik Deutschland (obgleich die neuen Länder der Deutschen Demokratischen Republik 
erst am 14. Oktober 1990 gebildet werden!!!). 
Der 3. Oktober ist seither ein gesetzlicher Feiertag ("Tag der deutschen Einheit").  
Infolge des Inkrafttretens des Staatsvertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR gehören die fünf neuen Bundesländer seit dem 3. Oktober 1990 zur EG. 
Der deutsche Historiker Alexander Demandt schreibt später über das Ende der DDR (x283/-
251): >>... Am 3. Oktober 1990 war es mit dem SED-Staat vorbei. War er ein Irrweg der Ge-
schichte?  
Der Eindruck liegt nahe, so wie das Dritte Reich uns als Irrweg erscheint. Aber Weimar? Und 
das Bismarckreich? Und der Deutsche Bund? Eine Sackgasse nach der anderen! Nicht anders 
das Heilige Römische Reich deutscher Nation oder die Fürstentümer des Absolutismus, ja 
schon das Imperium der Staufer, der Ottonen, das Reich Karls des Großen – nichts hatte Be-
stand.  
Wir spotten über die Phrase von Tausendjährigen Reich und sitzen im Glashaus. Denn wer 
würde genau diese Dauer unserer Bundesrepublik nicht zutrauen oder wenigstens wünschen? 
Das Imperium Romanum hat sie erreicht. ...<< 
14.10.1990: Mit Wirkung vom 14. Oktober 1990 werden gemäß Ländereinführungsgesetz 
vom 22.07.1990 in der ehemaligen DDR folgende Länder gebildet: Mecklenburg-
Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen. 
02.12.1990: Die vom "Kanzler der Einheit" geführte CDU/FDP-Koalition gewinnt am 2. De-
zember 1990 die gesamtdeutsche Wahl.  
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Bei der vorgezogenen 12. Bundestagswahl erhalten die Parteien folgende Wählerstimmen 
(x089/82): >>CDU/CSU = 43,8 %, SPD = 33,5 %, FDP = 11,0 %, Grüne (West) = 3,9 %, 
Bündnis 90/Grüne (Ost) = 1,2 %, PDS = 2,4 %, Sonstige = 4,2 %.<< 
Nach seiner Wiederwahl bildet Bundeskanzler Helmut Kohl eine Koalitionsregierung aus 
CDU/CSU und FDP.  
 


